126.  Einwendung von Herrn Rupert Hierzer, 8321 St. Margarethen/R. 60:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 2) wird der Behörde übergeben.

(Elfriede Hierzer)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

127. Stellungnahme von Frau Rosa Weiß, Krumegg 70, 8323 St.Marein bei Graz:

Meine Einwendungen vom Juni 2004 wurden nur unzureichend bzw. gar nicht im UVG beantwortet. Im speziellen verweise ich auf die Einwendungen für den Bereich Humanmedizin und Landschaft. Mein Haus steht 250 m vom Leitungsmittelpunkt und wir haben vor unserem Hauptaufenthaltsort in der Küche als auch im Wohnzimmer direkten Blickkontakt zu den Masten und Leiterseilen mit den 60 cm großen roten Kugeln.

Das Haus wird zukünftig auch von meinem Sohn bzw. von meinen Enkelkindern benützt werden. 

Ich wiederhole meinen Einwand, dass das Projekt aufgrund der Gesundheitsgefährdungen und der Verunstaltung der Landschaft nicht umweltverträglich ist. 

Weiters fehlt im UVG die massive nicht abgegoltene Grundentwertung, die nicht in eine volkswirtschaftliche Vergleichsrechnung der Alternativen eingeflossen ist.

Zu den angeführten Punkten verweise ich auf die Einwendungen der BI Krumegg sowie auf die kritischen Wortmeldungen zum Bereich Humanmedizin während der mündlichen Verhandlung.

Ich beantrage daher, dass das gegenständliche Freileitungsprojekt als nicht umweltverträglich abgewiesen wird.

(Rosa Weiß)

128.  Einwendung von Fr. Bgm. Hermine Taucher, Gmde. Hofstätten/Raab, 8200 Wünschendorf 110:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 3) wird mündlich vorgetragen.

(Bgm. Hermine Taucher)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

129. Stellungnahme von Herrn Mag.Johannes und Silvia Weiß, Krumegg 105, 8323 St.Marein bei Graz:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung ( 19 Seiten) wird mündlich vorgetragen.

(Mag.Johannes Weiß)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag.Holzer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

130. Einwendung der Gemeinde St. Johann/Haide, vertreten durch Herrn Bgm. Günter Müller:
Wir, die Gemeinde St. Johann in der Haide sind für die Sicherung und für die Erhaltung der Arbeitsplätze in der Oststeiermark und in der Steiermark. Gerade die Oststeiermark ist als Thermenland und Tourismusregion ein bedeutender Arbeitsplatzerhalter. Die heute gehörten Gutachten von Herrn Dipl.-Ing. Kolb, Dipl.-Ing. Opl, Dipl.-Ing. Amtmann und Dipl.-Ing. Eichberger kommen teilweise zur Beurteilung, dass das vorliegende und eingereichte Projekt der APG nicht umweltverträglich ist. Durch das UVP-Verfahren in diesen 3 Tagen sind diese Gutachten zu werten und eine Entscheidung zu treffen. Wir, die Gemeinde St. Johann in der Haide, ersuchen daher die UVP-Behörde und stellen den Antrag an die UVP-Behörde, das vor​gelegte Projekt auf Grund seiner Nichtumweltverträglichkeit zurückzuweisen. 

Weiters beantragt die Gemeinde St. Johann in der Haide, dass folgendes Beiblatt unseren betroffenen Grundeigentümern als Ergänzung der vom Verbund vorgelegten Dienstbarkeits- und Nutzungsübereinkommen vorgelegt und übergeben werden muss.

Dienstbarkeits- und Nutzungsübereinkommen

Ergänzende Vereinbarung

zwischen der

VERBUND-Austrian Power Grid AG

Am Hof 6A, 1010 Wien

und

	Herrn / Frau
	Geburtsdatum
	Adresse

	
	
	

	
	
	


Die Zustimmung zum Dienstbarkeits- und Nutzungsübereinkommen erfolgt nur, wenn folgende Auflagen erfüllt werden:

1. Im Falle von gesetzlichen Änderungen (Abstandsänderungen, Grenzwert-änderungen, neuer technischer Erkenntnisse bezüglich Gesundheitsgefährdung oder negative Auswirkungen auf die Bevölkerung oder die Umwelt durch die 
380 KV-Leitung usw.) hat sich der Errichter oder Betreiber der 380 KV-Leitung zu verpflichten, die Leitung zu verkabeln oder zu demontieren.

2. Die Entschädigungszahlung hat jährlich zu erfolgen und nicht in Form eines einmaligen Gesamtbetrages. Die Zahlungen sind bis zum 15. Mai vom Verbund automatisch und ohne Aufforderung des Grundeigentümers an die Grundeigentümer auszuzahlen (ohne vorherige Rechnungslegung der Grundeigentümer). Die Indexanpassung ist vom Verbund automatisch zu berechnen und anzuwenden.

3. Bei Demotage der Leitung verpflichtet sich der Leitungsbetreiber, alle Bauten unter der Erde und über der Erde auf Kosten der Leitungserrichter,- betreiber abzubauen und zu entsorgen. Es darf kein Beton, Metall oder Sonstiges im Erdreich oder auf dem Grundstück verbleiben.

	Ort, Datum


	Grundeigentümer
	
	Grundeigentümer


	VERBUND-Austrian Power Grid AG


(Günter Müller)

131. Stellungnahme von Herrn Mag.Otto Feldbaumer, 8081 Heiligenkreuz a.W., Rosental 145:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (2 Seiten) wird mündlich vorgetragen.

(Mag.Otto Feldbaumer)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr.Andrea Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

132.  Einwendung von Gemeindeinitiative einschließlich Gemeinde Empersdorf, vertreten durch Josef Arnus, 8081 Empersdorf 1:
Zur Einwendung Nr. 109 (Ergänzung):

Aus den Bildern 1 bis 4 wurde die Freileitungsanlage heraus retouchiert. 

Die Bilder 1 bis 4 (mit Freileitungsanlagen) stellen also tatsächliche Beeinträchtigungen eines Landschaftsbildes dar. Nur bei Bild 5 wurde die Freileitungsanlage hinein retouchiert. 

Laut Aussage des von der GI hinzugezogenen Experten, Herrn Dr. Markus Hadler, Institut für Soziologie an der Karl Franzens Universität Graz, der auch der Ersteller der Studie „Die Auswirkungen der 380-kV-Leitung auf das Landschaftsbild. Die Wahrnehmung des Durchschnittsbetrachters“, ist hinsichtlich der Bewertung zwischen den Bildern 1 bis 4 und dem Bild 5 kein gravierender Unterschied festzustellen.

(Josef Arnus)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

133. Einwendung von Mag. Sonja Tautscher, 8261 Sinabelkirchen, Fünfing 18:
Ich beantrage die vollständige Aufnahme und Berücksichtigung aller darin enthaltenen Aspekte meiner Stellungnahme zum Fachbereich „Schall“ im Zuge der mündlichen Verhandlung der Umweltverträglichkeitsprüfung zur 380 kV-Leitung in der Steiermark.

Sehr geehrte Damen und Herren, 

geschätzter Herr DI Dr. Wiespeiner, 

sehr geehrter Herr Gutachter!

In meiner Stellungnahme werde ich mich ausschließlich auf die Lärmbelastung während der Betriebsphase beschränken, weil diese die langfristig relevantere ist: immerhin sollen mit dem Bau dieser Hochspannungsleitung landwirtschaftliche Gebiete, ländliche Ruhegebiete, unberührte Erholungs-, und Naturräume in Zukunft durch ein technisches Geräusch, das von Menschen auch als Lärm empfunden wird, belastet werden.

Wir müssen uns im Zuge dieser UVP mit dem Thema Schall befassen, weil Hochspannungsleitungen Koronaentladungen aufweisen, die Schall emittieren. Hochspannungsleitungen verursachen sogenannten Koronaschall aufgrund des elektrischen Feldes – das ist eine notwendige Bedingung – sowie, und das ist die hinreichende Bedingung: bedingt durch bestimmte witterungs- und umweltbedingte Faktoren.

Es wird mit dem vorliegenden Gutachten und der hier präsentierten Stellungnahme des Schalltechnikers wie auch der Mediziner der Eindruck vermittelt, es wäre die Lärmentwicklung gemessen und beurteilt worden.

Das, sehr geehrte Damen und Herren, das ist ein Irrtum. 

Lärm ist eine subjektive Größe, die messtechnisch, zumindest mit den hier angewendeten Methoden, nicht gemessen werden kann. Was mit den hier verwendeten Verfahren gemessen werden konnte, ist Schall, dh. konkret der Schalldruckpegel – das ist für den Laien verständlicher ausgedrückt, die Lautstärke.

Welche Geräusche als angenehm, welche als störend, welche als Lärm empfunden werden, ist wie gesagt subjektiv, wobei es aber dafür unumstrittene Erfahrungswerte dafür gibt. Lassen Sie mich dazu ein Beispiel anführen:

Wir alle kennen das: wir empfinden beispielsweise Naturgeräusche, z.b. Vogelzwitschern, oder Regen oder das Plätschern eines Baches als sehr angenehme Geräusche. Derartige Geräusche beruhigen uns, lassen uns leichter entspannen, leichter einschlafen. Selbst neben Meeresrauschen, das beispielsweise einen Schallpegel von 60, 70 oder 80 Dezibel erreicht, können Menschen wunderbar und tief schlafen. Viele von uns suchen gerade in Urlaubszeiten gerade diese Geräuschkulissen, weil sie eine gute Voraussetzung für körperliche und psychische Erholung darstellen. Was ich damit sagen will: es ist nicht zwangsläufig die Höhe eines physikalisch erfassten Schallpegelwertes maßgeblich, sondern die Qualität eines Geräusches.

Es gibt aber auch Naturgeräusche – ich möchte das an dieser Stelle nicht verheimlichen – die uns massiv stören können. Auch das werden Sie sicherlich kennen: Eine surrende Gelse in Ihrem Schlafzimmer wird in schalltechnischer Hinsicht die vorgegebenen Richtwerte der Önormen wahrscheinlich nicht überschreiten, sie wird aber möglicherweise Ihre Befindlichkeit während der Einschlafphase massiv stören.

Ganz im Gegensatz zu Naturgeräuschen empfindet der Mensch technische Schallereignisse grundsätzlich als unangenehmer und belastender als Naturgeräusche. Dies ist bei Koronaschall der Fall. Koronaschall wird beschrieben als Zischen, Knistern, Rauschen, Brummen oder Surren – einem in seiner Qualität für das menschliche Gehör schon grundsätzlich unangenehmen Geräusch. Zusätzlich stellt dieses Schallereignis aber auch ein akustisches Signal dar: „Achtung Strom, Achtung Hochspannung, Achtung Lebensgefahr“.

Die entscheidenden Kriterien sind dabei: das Faktum des Auftreten des Schallereignisses und seine Hörbarkeit.

Die technische Erfassung von Koronaschall ist schwierig, weil diese Entladungsgeräusche witterungsabhängig sind und die Messungen daher A) Langzeitmessungen sein müssen und B) gleichzeitig persönliche Anwesenheit und Beurteilung vor Ort erfolgen muss. 

Es wurden zwar Langzeitmessungen durchgeführt, aus den Messprotokollen des Gutachtens geht aber nicht hervor, dass die zweite Bedingung eingehalten wurde.

Der Gutachter der stmk. Landesregierung gibt an, am 11. November 2003 an einem Tag eine Vergleichsmessung durchgeführt zu haben, bei der er festhielt, dass die 3er-Bündel-Leitung um 12 dB geringere Emissionen hat als die 2er-Bündel-Leitung. 

Abgesehen davon, dass die 380kV-Leitung im Burgenland nicht 1:1 mit der geplanten Leitung in der Steiermark zu vergleichen ist, muss man sich vorstellen, dass er aus dem Ergebnis eines einzelnen Tages auf die zu erwartende Belastung der restlichen 43.800 Tage schließt. Solange beträgt die Laufzeit der Leitung, 120 Jahre. 

Das ist mutig  angesichts der Erkenntnis, dass Koronaschall witterungsabhängig ist und sich bei Abnützung, Beschädigungen, Verschmutzungen der Leitungen erhöhen kann. 

Nun gibt es Bemühungen, die Lärmbelastungen, die von Hochspannungsleitungen ausgehen, durch andere Anordnungen von Leiterbündeln zu reduzieren. Es ist weitgehend unbestritten, dass die sogenannte 3er-Bündelung, wie sie auch bei dieser geplanten 380kV-Leitung zum Einsatz kommen soll, geringere Schallemissionen aufweist, als die derzeit verwendete 2er-Bündelung.

Das ist gut so, aber es bedeutet lediglich, dass 3er-Bündel-Leitungen weniger hohe Emissionen verursachen. Es bleibt das Faktum, und das wurde auch durch das vorliegende Gutachten nachgewiesen, dass auch 3er-Bündel-Leitungen Schall emittieren, den Sie hören werden.

Dieses Gutachten stellt fest, dass an der geplanten Leitung jedenfalls beim Auftreten von Koronageräuschen ein Schallleistungspegel von 47dB/Meter an der Leitung selbst auftreten wird. Es wird ebenfalls dezidiert festgestellt, dass Sie, wenn Sie unter der Leitung stehen und Koronaschall auftritt, Sie mit einem Schallpegel von rund 30 Dezibel zu rechnen haben.

Da der Schall mit zunehmender Entfernung abnimmt, werden Sie, wenn Sie in einer ruhigen Umgebung wohnen – und das ist die Mehrzahl der betroffenen Liegenschaften -  diesen Lärm auch noch in 70 und 80 Meter Entfernung hören – zwar leise – mit ca. 20 Dezibel – aber immerhin, sie werden ihn hören. Die Anrainer befürchten diese drohende Belastung, die selbst an ihren Wohnorten zu hören sein wird, daher vollkommen zurecht. Das belegt selbst dieses Gutachten, das die Lärmbelastung durch diese geplante Leitung beschönigen will.

Weiters versucht das vorliegende Gutachten weiszumachen (Fachgutachten, Seite 21) – dass nur in 3,1 % der Zeit mit Regen und daher mit Koronarauschen zu rechnen ist. Und dann, wenn Regen fällt, übertönt der Regen das Koronarauschen.

Das ist offensichtlich eine bewusste Irreführung: Wie gesagt, muss es nicht zwangsläufig regnen, damit Koronarauschen auftritt. Der Lärm von Hochspannungsleitungen tritt auch bei Nebel, bei Schneefall oder bei sommerlichen Dunstwetterlagen auf. Und Nebel, Schnee udgl. verursachen keine Geräusche, die das Surren der Leitung übertönen würden.

Antrag: Ich beantrage die Erstellung eines Gutachtens, das diese Aspekte korrigiert: Koronarauschen würde häufiger auftreten als in diesem Gutachten vorgegeben wird und es würde häufiger hörbar sein, weil Nebel, Dunst, Nieselregen und Schneefall  selbst keine Geräusche verursachen, die das Koronarauschen überlagern würden. 

Ich muss aber auch grundsätzliche Einwendungen zu diesem vorliegenden Gutachten vorbringen, da es schwere methodische, fachliche und inhaltliche Defizite aufweist, da es unvollständig ist und unpräzise Darstellungen und Aussagen macht.

Ich habe dieses Gutachten und vor allem die ihm zugrundeliegenden schalltechnischen Erhebungen penibel gelesen. Das augenscheinlichste und auffallendste Defizit ist dabei: Datumsangaben stimmen nicht.

Das vorliegende Gesamtgutachten basiert auf den Ergebnissen von Messungen, bei denen nicht einmal das Datum richtig abgeschrieben wurde. Im UVG wird davon gesprochen, „dass durch die Vielzahl der Messungen bei der Synchronisation der Datumsangaben anscheinend Irrtümer passiert sind.“

Ich erlaube mir daher die Frage an den Gutachter: Sind nun Irrtümer passiert? Ja oder Nein?

Der Gutachter beantwortet diese Frage mit: „Ja, es sind Irrtümer passiert.“

Ich möchte dazu kurz erklären, worin diese Irrtümer bestanden: In der UVE, die auf den Gemeinden auflag, wurde festgestellt, dass zwischen November und Dezember 2003 Messungen durchgeführt wurden – dazu wurde auf die entsprechenden Messprotokolle verwiesen. Diese bezogen sich aber auf Messungen von Dezember 03 bis März 04.

Man hat diese Fassung dann korrigiert. Aber selbst in dieser korrigierten Version klappte die „Datumssynchronisation“ nicht. Es wurde der Messzeitraum mit November 03 bis März 04 angegeben – mit Hinweis auf die beiliegenden Messprotokolle. Nur die waren für den besagten Zeitraum November-Dezember 03 nicht vorhanden.

Erlauben Sie mir daher die Frage: Wie soll einem solchen Gutachten vertraut werden, wenn trotz zweifacher Versuche nicht einmal Datumsangaben in Übereinstimmung gebracht werden konnten. Wenn Sie zugeben müssen, dass Irrtümer bei der Abschrift von Datumsangaben passiert sind, wie können Sie dann mit Sicherheit davon ausgehen, dass bei den Abschriften weiterer Daten keine Irrtümer passiert sind?

Der Gutachter antwortet, dass er nur von den vorliegenden Unterlagen ausgehen kann und daher auch auf die vorliegenden Messwerte vertraut.

Antrag: Aufgrund der nachweislich unkorrekten und unpräzisen Vorgangsweise bei der Erhebung bzw. Dokumentation dieser Daten beantrage ich die Erstellung eines neuen schalltechnischen Gutachtens.

Meine nächste Frage betrifft methodische Aspekte der vorgenommenen Untersuchung:

Zweck einer UVP ist die Erfassung und Darstellung aller umweltrelevanten Auswirkungen. Das vorliegende schalltechnische Gutachten hat jedoch sowohl bei den Messungen wie auch bei der Beurteilung eine Auswahl vorgenommen, die nicht die Grundgesamtheit aller Örtlichkeiten berücksichtigt. Dh. das Gutachten behandelt die Lärmbelastung nur für jene Flächen, die zumindest 60 – 70 Meter von der Leitung entfernt sind.

Konkret: Es wurden 13 nächst an der Trasse liegende Gebäudeobjekte zur Beurteilung herangezogen – alle näher an der Trasse oder im Leitungsbereich liegenden Nutzflächen wurden in der Bewertung vollkommen ignoriert. 

Die Leitungstrasse ist ein Landschaftsraum, der vielfältig genutzt wird: Landwirtschaftliche Flächen, Gemüse- und Obstplantagen, Fischteiche, Hausgärten, Erholungsflächen, Wanderwege, Radwege etc.

Man kann nicht so tun, als wäre die Trasse selbst eine „No go area“, daher muss dieser Raum selbstverständlich auch in die Grundgesamtheit des Untersuchungsobjektes einbezogen werden. 

Das weiß der Gutachter offensichtlich, daher schreibt er in seiner Bewertung, dass er dazu keine Beurteilung vornimmt. „Beurteilungen hinsichtlich Grenzwertüberschreitungen unter der Leitungsführung erfolgen durch den medizinischen Sachverständigen.“ 

Doch auch dieser sagt in seinem Gutachten „Humanmedizin“ zu diesen Aspekten nichts aus. Das kann er auch nicht, da er dafür ja keine hinreichenden schalltechnischen Grundlagen hat.

Frage an den Gutachter: Warum haben Sie keine repräsentative Auswahl aus einer Grundgesamtheit vorgenommen, die alle betroffenen Flächen enthält?

Antwort des Gutachters: Der Untersuchungsgegenstand war eingeschränkt auf die Wohnobjekte und umfasst nicht den Bereich an und unter der Trasse.

Nachfrage an den Gutachter: Wie können Sie eine gültige Aussagekraft bezüglich aller schalltechnischen Auswirkungen dieser Leitung beanspruchen, und wie können Sie davon abgeleitet Urteile über eine Umweltverträglichkeit treffen, wenn Sie nicht alle von Schallimmissionen betroffenen Flächen in die Grundgesamtheit ihres Untersuchungsgegenstandes aufgenommen haben?

Antwort des Gutachters: Ich kann wie gesagt nur sagen, dass Wohnobjekte zu untersuchen waren.

Ich beantrage, neue schalltechnische Messungen der Ist-Situation unter Berücksichtigung des vollständigen Leitungstrassengebietes vorzunehmen und eine Bewertung dieser Ist-Situation unter Bezugnahme auf die Nutzung dieser Gebiete vorzunehmen.

Die Ist-Situation darf dabei nicht, wie in diesem Gutachten vorliegend, nur an Wochentagen erhoben werden. Um eine gültigere Aussagekraft zu erzielen, müssen selbstverständlich auch Wochenend- und Feiertage berücksichtigt werden.

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Herr Gutachter,

ich komme zu einem weiteren offensichtlichen Defizit dieses Gutachtens.

Wälder haben vielfältige Funktionen. In Bezug auf Schallereignisse haben Wälder eine Schallschutzfunktion. Diese wird in der Höhe von 1 bis 2 Dezibel pro 50 Meter Wald berechnet. Ich möchte mit ihnen dabei nicht streiten, ob es ein oder 2 Dezibel sind, ich möchte nur, dass Sie diesen Aspekt überhaupt berücksichtigen.

Weil: Der Wegfall dieser Schallschutzfunktion der derzeit bestehenden Wälder bleibt in diesem vorliegenden Gutachten vollkommen unberücksichtigt.

Meine Frage daher an den Gutachter: Wieso berücksichtigen Sie den Wegfall der Schallschutzfunktion der Wälder nicht in Ihrem Gutachten.

Antwort des Gutachters: Gemäß ÖAL-Richtlinie wird die Schallschutzfunktion mit 1 Dezibel pro 50 Meter Wald berechnet. Da nicht geplant ist, eine größere Fläche als 50 Meter Wald zu roden, ist das daher nicht maßgeblich.

Sehr geehrter Herr Gutachter, das ist falsch. Aus den Unterlagen des Antragstellers geht hervor, dass Wald in einer Gesamtlänge von 50 Kilometern betroffen sein wird. Dabei werden Kahlschlägerungen in der Breite von bis zu 100 Metern erfolgen. Wenn Sie weiters eine Emissionsquelle wie beispielsweise die Autobahn heranziehen und die geplante Trasse im 90-Grad-Winkel beurteilen – und das müssen Sie -  sieht das sofort anders aus: Sie müssen dann den Wegfall der Schallschutzfunktion in einer Länge von 150 Metern bemessen. Die tatsächlichen betroffenen Waldflächen können dabei ein Vielfaches davon ausmachen. Selbstverständlich, und das muss man den Menschen hier im Saal auch sagen, wird derzeit bestehender Umgebungslärm künftig weitaus lauter zu hören sein. 

Auch die im UVG festgestellte Bemerkung, dass nicht geplant sei, die Trasse dauerhaft vegetationsfrei zu halten, kann in schalltechnischer Hinsicht die Argumentation, dass die Schallschutzfunktion von Wäldern irrelevant sei, nicht entkräften. Faktum ist, dass eine derzeit bestehende Schallschutzfunktion wegfallen würde und dies auch – so wie im beantragten Projekt – für die kommenden 120 Jahre zutreffen würde.

Antrag: Da das zugrundeliegende Gutachten den Wegfall der Schallschutzfunktion nicht berücksichtigt, beantrage ich im Interesse einer vollständigen Behandlung aller Umweltaspekte die Berechnung des Wegfalles der Schallschutzfunktion aller Wälder, die im Zuge des Trassenbaues gerodet werden würden. Selbstverständlich müssen schalltechnische Auswirkungen in der Rodungsphase ebenfalls in ein schalltechnisches Gutachten einfließen.

Zur Messung von Koronaschall:

Die messtechnische Erfassung von Koronaschall setzt die durch den Menschen beobachtete Langzeitmessung vor. Das vorliegende Gutachten begründet sich auf Langzeitmessungen, die nicht durch Schalltechniker persönlich begleitet und beobachtet wurden.

Das vorliegende Gutachten hat eine Vergleichsmessung an einer einsystemigen 380kV-Leitung mit 3er-Bündeln durchgeführt. Da in der Steiermark kein ein-, sondern ein zweisystemiges 3er-Bündel errichtet werden soll, muss ein schalltechnisches Gutachten eine Messung vergleichbarer Hochspannungsleitungen beinhalten.

Ich beantrage daher eine erneute, vergleichende Langzeitmessung an bestehenden, und sich in Betrieb befindlichen, zweisystemigen 380kV-Leitungen. Diese Messungen müssen entsprechend internationaler, wissenschaftlicher Kriterien Langzeitmessungen, die durch den Menschen begleitet sind, sein. 

Der Gutachter der stmk. Landesregierung hat darüber hinaus einen – wie er schreibt - Lokalaugenschein und eine einmalige Erhebung vor Ort - durchgeführt. Diese wie auch die angedeuteten, aber nicht präzise dargestellten Ergebnisse anderer Untersuchungen – Stichwort Arsenal-Studie – kompensieren die Mängel des ursprünglichen Gutachtens nicht. 

Zur Berechnung des Beurteilungspegels: 

Zu gemessenen Schallpegelwerten müssen, wenn Tonhaltigkeit, Impulshaltigkeit oder ein Informationsgehalt eines Schallereignisses gegeben ist, Zuschläge hinzugerechnet werden um einen endgültigen Beurteilungspegel zu erhalten.

Dies erfolgte in diesem Gutachten nicht.

Frage an den Gutachter: Für die Errechnung von Beurteilungspegeln werden in österreichischen wie auch internationalen Untersuchungen, zu den gemessenen Werten Zuschläge zwischen 3 und 6 Dezibel aufgrund der Tonhaltigkeit hinzugerechnet. Warum gehen Sie davon aus, dass sich das Koronarauschen in der Oststeiermark in seiner Tonhaltigkeit von jenem in Restösterreich oder anderen Ländern unterscheiden könnte?

Antwort des Gutachters: Weil die Frequenzanalysen ergaben, dass im Burgenland an der 3er-Bündelleitung Tonhaltigkeit nicht gegeben war.

Nachfrage an den Gutachter: Die 3er-Bündelleitung im Burgenland ist übrigens eine einsystemige Leitung, in der Steiermark soll eine zweisystemige gebaut werden. Ich bleibe bei meiner Frage: Wieso gehen Sie davon aus, dass sich der Koronaschall dieser 3er-Bündel-Leitung, von jenem anderer 3er-Bündel-Leitungen unterscheiden soll?

Antwort des Gutachters: ich kann mich nur auf das beziehen, was wir gemessen haben.

Meine nächste Frage bezieht sich auf die Faktoren, die die Auftretenswahrscheinlichkeit und die Höhe des Schallpegelwertes von Koronaschalls betreffen.

Sehr geehrter Herr Gutachter, welche Faktoren, die die Auftretenswahrscheinlichkeit und das Ausmaß von Koronaschall betreffen, haben Sie in Ihrem Gutachten berücksichtigt.

Der Gutachter versteht die Frage nicht

Sehr geehrter Herr Gutachter, Sie haben uns ja bereits eines dieser Kriterium genannt: die Anordnung der Leiterbündel. Ich möchte Sie aber fragen, welche anderen Faktoren sie berücksichtigt haben?

Der Gutachter antwortet nicht.

Sehr geehrter Herr Diplomingenieur, Sie antworten auf diese Frage nicht. Es gibt selbstverständlich weitere technische, aber auch weitere umweltbedingte Faktoren, die das Auftreten von Koronaschall beeinflussen. Haben Sie beispielsweise die Seillänge, die Kabellänge berücksichtigt? 

Antwort des Gutachters, dass diese Faktoren nicht berücksichtigt wurden.

Frage an den Gutachter:

Wenn Sie diese Faktoren nicht berücksichtigen, haben Sie andere Faktoren, die in wissenschaftlichen Untersuchungen zu Koronaschall definiert sind, in Ihrer Untersuchung berücksichtigt?

Antwort des Gutachters: „Nein.“

Ein letztes: Sie bescheinigen diesem Objekt Umweltverträglichkeit, indem Sie festhalten: „Die Umweltverträglichkeit des Vorhabens ist durch die Ausgleichsmaßnahmen gegeben.“ 

Frage an den Gutachter: Ich darf Sie höflich fragen, welche Ausgleichsmaßnahmen Sie meinen?

Antwort des Gutachters: „Es ist geplant, durch die 3er-Bündel-Anordnung eine Ausgleichsmaßnahme zu schaffen, weil diese Leitung weniger laut wie eine 2er-Bündelleitung wäre.“

Sehr geehrter Herr Gutachter, es soll eine 3er-Bündelleitung, die Schall emittieren wird, der auch noch in 80 Meter Entfernung hörbar sein wird und daher eine Belastung für die Menschen darstellen wird, errichtet werden. Es mag sein, dass eine 3er-Bündelleitung weniger hohe Schallpegelwerte emittieren wird als 2er-Bündelleitungen. Aber das ist keine Ausgleichsmaßnahme.

Eine Ausgleichsmaßnahe könnte ja nur, was wir aber auch wieder nicht hoffen wollen – daher nur theoretisch erwähnt - die Errichtung einer Lärmschutzwand sein. Daher nochmals die Frage, aufgrund welcher Ausgleichsmaßnahme Sie Umweltverträglichkeit konstatieren.

Antwort des Gutachters bleibt offen

Sehr geehrter Herr Gutachter, ich weiß, dass Sie persönlich in einer schwierigen und widersprüchlichen Situation sind, da Sie einerseits als Amtssachverständiger der gutachterlichen Sorgfaltspflicht unterliegen, andererseits aber als weisungsgebundener Beamter arbeiten müssen. Ich kann mir vorstellen, wie schwierig diese Situation für Sie ist, ich hoffe daher, dass Sie es auch nicht persönlich nehmen:

Das vorliegende Gutachten begründet sich auf schalltechnischen Grundlagen, die Irrtümer in Datenangaben beeinhalten. Es kann aufgrund der Beschränkungen des Untersuchungsgegenstandes keine Repräsentativität und damit keine gültigen Aussagen in Bezug auf alle zu erwartenden Auswirkungen dieses Bauvorhabens beanspruchen. Es ist in vielerlei Hinsicht inhaltlich unvollständig und in der Darstellung unpräzise.

Ich beantrage daher die Erstellung eines neuen schalltechnischen Gutachten unter Bezugnahme auf die o.g. Anträge und Aspekte, das am aktuellen Stand der Wissenschaft und Technik mit aller gebotetenen Sorgfaltspflicht und Genauigkeit die Auswirkungen des geplanten Bauvorhabens vollständig, korrekt und präzise dargestellt erfasst.

Ich werde diese Ausführungen und Anträge selbstverständlich schriftlich zu Protokoll geben.

Danke.

Da diese Eingabe während der mündlichen Verhandlung maschinschriftlich erstellt wurde, behalte ich mir vor, Ergänzungen zu dieser Eingabe einzubringen.

Weiters beantrage ich, die Umweltverträglichkeit dieses Bauvorhabens aufgrund der vorliegenden Mängel des Umweltverträglichkeitsgutachtens zu untersagen.

Mag. Sonja Tautscher

Graz, am 20. Oktober 2004
(Mag. Tautscher)

134. Einwendung von RA Dr. Dieter Neger und Dipl.-Ing. Andreas Ankowitsch als Vertreter der Gemeinde Werndorf und der Parteien Polak, Pump, Reimoser und Ärztekammer für Tirol:

Wir sehen die Interessen unserer Mandanten grundsätzlich durch die heute präsentierten Gutachten vertreten, haben aber umfangreiche erforderliche Einwendungen, Hinterfragungen und Anträge zu Protokoll gegeben (Hinweis auf Protokoll-Nr. 123). Diese Vorbringen werden ergänzende gutachterliche Tätigkeiten erfordern. Eine spontane Beantwortung scheint uns – siehe die Vortage – nicht machbar. Es wird daher an den Herrn Verhandlungsleiter die Frage gestellt, ob – unter der Voraussetzung der Wahrung unserer Verhandlungspositionen – aus zeitökonomischen Gründen auf das mündliche Vortragen unserer Vorbringen verzichtet werden kann (Anmerkung: Verhandlungsleiter bejaht).

(Dr. Neger)




(Dipl.Ing.Ankowitsch)

135. Einwendung von Bürgerinitiative Mellach, vertreten durch Herrn Ing. Hannes Tripp, Am Birkengrund 6, 8072 Mellach:
Hinsichtlich des Gutachtens „Siedlungsraum und Ortsbild“ wird für den Raum Mellachberg festgestellt, dass die Richtfunkstation eine visuelle Vorbelastung darstellt. Wir legen Wert auf den Hinweis, dass die einschlägige Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes es untersagt, bestehende Belastungen als UVP-mäßige Erleichterung künftiger Belastungen zu werten. Wird diesem Grundsatz Folge geleistet, dann würde unter Umständen die Eingriffserheblichkeit/Wirkungsintensität von dzt. „hoch“ auf „sehr hoch“ abzuändern sein. Selbiges gilt für die Bewertung hinsichtlich der Kulturlandschaft, nämlich dass diese anstelle einer geringen Sensibilität eine hohe Sensibilität erfährt. 

Wir beantragen, die vorher angeführten Bewertungen in dieser Hinsicht zu überprüfen und gegebenenfalls abzuändern.

Im UV-Gutachten wurden die Auswirkungen auf das Landschaftsbild relativiert, weil behauptet wurde, dass keine nachhaltigen Auswirkungen auf die Schutzgüter der Landschaftsschutzgebietes Nr. 31 gegeben sind. Dabei beruft man sich auf das Gutachten von Dipl.-Ing. Fasching. Dieser hat aber das an erster Stelle stehende Schutzgut „besondere landschaftliche Schönheit“ nicht bewertet.

Wir stellen den Antrag, dass dieser Fehler im UV-Gutachten behoben wird. 

Dieser Stellungnahme werden 

1.) die Verordnung über die Erklärung von Gebieten der Murauen Graz-Werndorf zum Landschaftsschutzgebiet, LGBl. Nr. 83/1981 sowie

2.) ergänzende Ausführungen der Bürgerinitiative Mellach 

beigelegt (insgesamt 2 Seiten).

Abschließend stellen wir den Antrag, der Bürgerinitiative Mellach eine schriftliche Stellungnahme zu sämtlichen vorgebrachten Einwendungen der mündlichen Verhandlung zukommen zu lassen.

(Ing. Hannes Tripp)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

136. Stellungnahme der Gemeinde Nitscha, vertreten durch Bgm.Peter Schiefer:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung ( 4 Seiten ) wird mündlich vorgetragen.

(Bgm.Peter Schiefer)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr.Andrea Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

137. Stellungnahme von Herrn Franz Fleischhacker, Kroisbach 5, 8321 St.Margarethen a.d. Raab:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung ( 3 Seiten) wird mündlich vorgetragen.

(Franz Fleischhacker)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag.Holzer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

138.  Einwendung von Otto Meißl, Goggitsch 87, 8321 St. Margarethen/R.:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 2) wird mündlich vorgetragen.

(Otto Meißl)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

139. Einwendung von Dipl.-Ing. Albin Krenn, Salzamtsgass 7, 8010 Graz:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 3 und 5 Seiten Beilage) wird mündlich vor​getragen.

Diese schriftliche Einwendung nimmt Bezug auf die bereits am 25. Juni 2004 erhobene Einwendung, welche direkt an den Verhandlungsleiter zugestellt wurde.

(Albin Krenn)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

140. Einwendung von Heide Fleischhacker, Kroisbach 5, 8321 St. Margarethen/Raab:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 17) wird mündlich vorgetragen.

(Heide Fleischhacker)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

141. Stellungnahme von Frau Helga Fleischhacker, Kroisbach 5, 8321 St.Margarethen a.d. Raab:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (2 Seiten ) wird mündlich vorgetragen.

(Helga Fleischhacker)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag.Holzer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

142. Einwendung von Monika Feldbaumer auch für die Kinder Benedikt und Gabriel, Rosenthal 145, 8081 Hl. Kreuz/Waasen:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 2) wird mündlich vorgetragen.

(Monika Feldbaumer)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

143. Stellungnahme der Gemeinde Ebersdorf, vertreten von Herrn Graf Harald Kottulinsky (für den Tourismusobmann) – Vollmacht liegt vor:

Bei der heutigen UVP-Verhandlung hat der Rechtsvertreter des Verbunds, Herr Dr.Onz, auf das Teilgutachten des DI.Kolb, Landschaftsschutz, geantwortet, dass auch er die 380 kV-Leitung als einen starken Eingriff in die Landschaft darstellt.

Zum Gutachter Opl, Tourismus:

Der Gutachter führt in seinem Teilgutachten zur Gde.Ebersdorf aus, in dieser Gemeinde wird der Talraum Pöllauer Safen gequert. Hier kommt es auch zur Querung der Steirischen Schlösserstraße und regionaler Radwege. Angebotseinrichtungen der Steirischen Schlösserstraße im engeren Sinne werden nicht betroffen. Die Talquerung selbst ist jedoch eine Beeinträchtigung des Talraumes in touristischer Hinsicht durch die großräumige Wahrnehmbarkeit. Am Ende seines Gutachtens listet er die Gemeinden auf in ihrer touristischen Beeinträchtigung, und führt Ebersdorf unter der touristischen Rubrik „mittel“ auf. Wie wir in den Ausführungen gehört haben, muss das Umfeld der Gde.Ebersdorf bei der Bewertung einbezogen werden, z.B. die Schlösserstraße, die schon angesprochen wurde, das Schlosshotel Obermayerhofen, die Therme Sebersdorf – die im entstehen ist – und Bad Waltersdorf, damit befinden wir uns in einem hochaktiven touristischen Gebiet in einem Radius von 5 km um den Ortskern Gemeinde Ebersdorf.

Ich beantrage, dass Ebersdorf touristisch als „sehr hoch“ einzustufen ist. Bei diesen Betrachtungen muss berücksichtigt werden, dass der Tourismus in der Oststeiermark sowie auch im übrigen Österreich als eine besonders starke Wirtschaftskraft anzusehen ist und durch die 380 kV-Leitung wesentlich beeinträchtigt wird. 

Teilgutachten DI.Eichberger „Siedlungsraum“:

In der Gde.Ebersdorf wird die 380 kV-Leitung vom Gutachter als „geringe“ Gesamtbelastung eingestuft. Dies steht im krassen Widerspruch zum Gutachten des DI.Kolbs „Landschaftsschutz“. Die Leitung führt etwa 600 m westlich neben dem Ortskern Ebersdorf vorbei, teilt das schöne Tal, und überspannt prominent die Ortszufahrt L 412. 

Antrag, die Beeinträchtigung durch die 380 kV-Leitung bitten wir durch DI.Eichberger neu zu würdigen und neu zu bestimmen und dieses Ergebnis soll an die Gutachter, die das Gesamtgutachten erstellen, weitergegeben werden. 

DI.Amtmann „Kulturgüter“:

Schloß Obermayerhofen, mit einer 830 Jahre alten Baugeschichte, liegt in erhöhter strategischer Lage. Die in Sichtnähe liegende 380 kV-Leitung beeinträchtigt nachhaltig den Genuss der jetzt noch unversehrten Landschaft und das Umfeld des Schlosses, das Teil einer Kulturlandschaft ist. Die Denkmalpflege schließt auch das Umfeld eines Kulturgutes in die Schutzwürdigkeit ein. Vom Schloß hat man einen unvergleichlichen Panoramablick vom Kulm bis zum Hochwechsel ca. 60 – 100 km (je nach Sichtverhältnisse). Die 380 kV-Leitung, die gegen den Himmel (Horizont) ragt, zerstört diesen Panoramablick für alle Zeiten. 

Aus diesem Grunde möchte ich mich der Erkenntnis des DI.Kolb anschließen, dass der Talabschnitt Pöllauer Safental landschaftsschonend zu verkabeln ist. Auch dies möge bitte durch den Einzelgutachter in das Gesamtgutachten miteingebunden werden.

Abschließend würden wir um Aufklärung bitten, im Gesamtgutachten 11.4. Zusammenfassung wird im 4.Absatz ausgeführt:

Die technische Alternative der Leitungsführung als Erdkabel würde zwar erhebliche Eingriffe in das Landschaftsbild vermindern, führt jedoch zu erheblicheren nachteiligen Umweltauswirkungen für Menschen, Pflanzen, Boden und Wasser. 

Wir erbitten Antwort

a) worin bestehen die nachteiligen Auswirkungen

b) die Verkabelung, die letztendlich diesen Landschaftsabschnitt nicht zerstört, ist sicherlich der Freileitung vorzuziehen und wir stellen den Antrag, dass auch dies in der Gesamtbeurteilung Berücksichtigung findet. 

Letztendlich hoffen wir aber auch auf die Politik, dass sich nicht nur einzelne Politiker zur 380 kV-Leitung melden, sondern die Stmk.Regierung die betroffene Bevölkerung in Schutz nimmt. 

(Graf Harald Kottulinsky)

144. Stellungnahme der Antragsteller zum Fachbereich „Boden & Landwirtschaft“

· Die Quantifizierung eines Zusatz- oder Restrisikos durch die Steiermarkleitung für Boden & Landwirtschaft ist nicht möglich, da die zur Beurteilung vorhandenen Studien im relevanten Feldstärkenbereich keine signifikanten Auswirkungen nachweisen. Da es keine Anhaltspunkte für mögliche Gefährdungen gibt, liegt keine größere Anzahl von Untersuchungen vor.

· Es sind keine wissenschaftlichen Studien bekannt, dass Pferde durch elektrische oder magnetische Feldstärken, wie sie für 380 kV-Leitungen charakteristisch sind, negativ beeinflusst werden. Hingegen existieren Untersuchungen über die erfolgreiche Heil-Anwendung spezifischer elektromagnetischer Felder, die nicht bei 380 kV-Leitungen vorkommen, bei veterinärmedizinischen Problemen, inklusive Verhaltensauffälligkeiten. 

· Die Bezeichnung „Großraumversuch“ ist für die Errichtung einer technischen Anlage unzutreffend.

· In Österreich wurden nicht nur Untersuchungen über die Artenzusammensetzung von Grünland bei einer 380 kV-Leitung durchgeführt, sondern auch 5-jährige Freilanduntersuchungen über die Auswirkungen der 380 kV-Leitung Dürnrohr – Slavetice auf Körnermais und Winterweizen. 

· Von Grundlagenuntersuchungen, welche in vitro, unter hohen Feldstärken und mit dem Ziel der Aufklärung von prinzipiellen biologischen Wirkungsmechanismen durchgeführt worden sind, kann nicht auf das Auftreten analoger Wirkungen bei den wesentlich schwächeren Feldstärken einer 380 kV-Freileitung geschlossen werden.

· Positive Wirkungen auf die Milchproduktion von Rindern, die in einzelnen Studien unter standardisierten Bedingungen bei höheren Feldstärken als bei einer 380 kV-Freileitung zu verzeichnen waren, sind unter Freilandbedingungen und bei realistischen Feldstärken der Steiermarkleitung nicht zu erwarten.

· Es existieren nicht nur Freilandstudien über das 765 kV-Spannungsniveau, sondern auch mehrere Studien unter Verwendung von 380-400 kV-Leitungen. Es existiert eine ausreichende Anzahl von Studien, um das beobachtete Fehlen signifikanter Auswirkungen auf landwirtschaftlich genutzte Tiere und Pflanzen als reproduzierbar und übertragbar anzusehen.

· Für Schlussfolgerungen über biologische Wirkungen elektromagnetischer Felder ist Fachliteratur auf Basis von Studien, die nach wissenschaftlichen Maßstäben durchgeführt worden sind, heranzuziehen.

Dr. Soja


Dr. Onz
145.  Einwendung von Josef Wagner, 8072 Gnaning, Tropbach 34, vertreten durch Frau Karin Wagner:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 4) wird mündlich vorgetragen.

(Karin Wagner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

146. Einwendung für die Gemeindeinitiative, vertreten durch RA Dipl.-Ing. Dr. Peter Benda:

Sind die Koordinatoren des UVP-Gutachtens Dipl.-Ing. Hubert Iby, Dipl.-Ing. Wilfried Pistetzky und Dipl.-Ing. Paul Saler berechtigt, auf Grund ihrer Fachkenntnisse eine Gesamtzusammenschau für alle anderen beteiligten Gutachter abzugeben?

Für welche Fachgebiete sind die drei betreffenden Herren eingetragen?

Sind sie von den übrigen Gutachtern bevollmächtigt worden, für diese Gutachtensstellungen abzugeben?

Nach welchen Kriterien ist die Zusammenfassung des UVP-Gutachtens erstellt worden?

Welche Berechnungsmethoden wurden für die Immissionen, die durch die elektromagnetischen Felder der Leitungen hervorgerufen werden angewandt, welche Berech​nungsmethoden wurden verwendet, welche Parameter wurden den Berechnungsmethoden eingegeben? 

Über Wunsch der Betroffenen wird der Antrag gestellt, die Aussage des Herrn Dipl.-Ing. Kolb zu protokollieren. Dieser hat auf die Befragung des Herrn Bürgermeister Maier der Gemeinde Ebersdorf bei Hartberg, ob er das Gesamtgutachten mitunterschreiben würde erklärt, dass er dies nicht tun könne und er das Gesamtgutachten nicht mitträgt. 

(Dr. Peter Benda)

147.  Einwendung von Wagner August, Eva und Karin, 8072 St. Ulrich am Waasen, Tropbach 81 sowie für Familie Krainz, vertreten durch Frau Karin Wagner:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 2) wird mündlich vorgetragen.

(Karin Wagner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

148.  Einwendung von Wagner August, Eva und Karin, 8072 St. Ulrich/Waasen, Tropbach 81:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 2) wird mündlich vorgetragen.

Zusätzlich wird folgende Korrektur betreffend das Hauptgutachten beantragt:

Seite 83: anstelle Tropbachweg Nr. 434 müsste es richtigerweise heißen:



     Tropbachweg Nr. 34

(Karin Wagner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

149. Stellungnahme der Gemeinde Nitscha, vertreten durch Herrn Bgm.Peter Schiefer:

Wie können sich die SV erklären, dass eine rund 100 Mio Schilling teure Autobahnraststation in Arnwiesen (östlich von Gleisdorf), gestaltet vom Künstler Hodina, mit täglich rund 1000 Besuchern (d.s. rund 370.000 im Jahr) in den Gutachten diverser SV keinen Eingang findet, obwohl die Entfernung zur Leitungsmitte nur 100 bis 150 m beträgt bzw. dort 90 Mitarbeiter ganztägig beschäftigt sind?

Würde man auch ähnlich mit dem Hundertwasserhaus verfahren?

Kann es sein, dass ein Gebiet, dass durch eine 54 m hohe und 800 m lange Autobahnbrücke, die nach Aussage der Asfinag bzw. der Landesregierung nach heutigem Ermessen nicht mehr gebaut werden dürfte, als Maßstab für alle künftigen Projekte hergenommen wird und diese Zone zur „Todeszone“ erklärt wird?

Ich möchte wissen, was ich den Gemeindebewohnern sagen soll, die in diesem Teilabschnitt wohnen. 

(Bgm.Peter Schiefer)

150. Einwendung von Frau Mag. Sonja Tautscher, Fünfing 18, 8261 Sinabelkirchen:
Ich bringe zu Protokoll:

Zur Frage des Landschaftsschutzes: 

Es geht um die Frage, ob ein Fachgutachten, das keine Umweltverträglichkeit bescheinigt, korrekt im Gesamtgutachten wieder gegeben wurde.

Frage vom Bevollmächtigten, Herrn DI Weißmann, an DI Kolb, ob seiner Meinung nach sein Fachgutachten im Gesamtgutachten vollständig und richtig wiedergegeben wurde.

Antwort DI Kolb: Es ist mein Gutachten im Gesamtgutachten nicht in der Form wiedergegeben, in der ich es mir erwartet hätte.

Sonja Tautscher

Graz, am 20. Oktober 2004

151. Stellungnahme von Herrn Mag.Hans Waltersdorfer auch für die Gattin Elisabeth, Rosental 135, 8081 Heiligenkreuz a.W.:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung ( 1Seite) wird mündlich vorgetragen.

(Mag.Hans Waltersdorfer)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr.Andrea Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

152. Einwendung der Gemeinde St. Johann in der Haide, vertreten durch Bgm. Ing. Günter Müller:
Für das vorliegende Projekt hat die APG im Bereich der Gemeinde St. Johann in der Haide keine Visualisierung mit Versuchsballonen durchgeführt. Es wurde auch keine Computer- oder Fotomontage vorgelegt. Dies hat die Gemeinde selbst in Auftrag gegeben und hat Kosten von ca. 1.000 € verursacht. Diese Pläne sind Beilage meiner Stellungnahme. 

Auf Seite 179 des Gesamtgutachtens, das von den Herrn D.I. Hubert Iby, D.I. Wilfried Pistecky und D.I. Paul Saler unterfertigt ist, wird angeführt

„Zum Thema „betroffene Ortsbilder und Aussichten“ wird ausgeführt, dass hochwertige/intakte bzw. besondes erhaltenswürdige Ortsbilder in St. Johann nicht unmittelbar betroffen sind. Die Erlebbarkeit der Leitung von der Ortschaft St. Johann aus ist durch die Entfernung und die dazwischen liegende A2 eingeschränkt.“

Diese Feststellung entspricht nicht der Tatsache, da seinerzeit beim Bau der A2 die Gemeinde St. Johann in der Haide bewirkt hat, dass in diesem Bereich die A2 ca. 10 m abgesenkt wird. Weiters ist durch eine Bepflanzung die A2 in der Landschaft integriert und nicht sichtbar. Dies ist auch aus der Beilage ersichtlich. Diese zusammengefasste Stellungnahme im Gesamtgutachten ist in keinem der Einzelgutachten von D.I. Opl, D.I. Kolb und D.I. Eichberger enthalten oder nachvollziehbar.

(Bgm. Günter Müller)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

153.  Einwendung von Gemeinde Ebersdorf, 8273 Ebersdorf 22, vertreten durch Herrn Bgm. Gerald Maier:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 6) wird mündlich vorgetragen.

(Gerald Maier)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

154. Einwendung von Dipl.-Ing. Albin Krenn, Salzamtsgasse 7, 8010 Graz:
Ich stelle den Antrag, im Verfahren der Umweltverträglichkeitsprüfungen den Einzelgut​achten der Sachverständigen Vorrang gegenüber den zusammenfassenden Gutachten zu geben, insbesondere bei unterschiedlichen Inhalten oder Formulierungen.

(Albin Krenn)

155.  Einwendung von Martin Felber, 8321 St. Margarethen/R., Zöbing 6, vertreten durch Frau Heide Fleischhacker, 8321 St. Margarethen/R., Kroisbach 5:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 3) wird mündlich vorgetragen.

Vollmacht liegt bei.

(Heide Fleischhacker)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

156.  Einwendung von Herrn Gerd Kühr, 8081 Heiligenkreuz, Rosental 140:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 4) wird mündlich vorgetragen.

(Gerd Kühr)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

Gerd Kühr, Rosental 140, 8081 Heiligenkreuz (Gemeinde St. Ulrich a. W.)

ALLGEMEINE ERÖRTERUNG (18.10.2004, 10.30 bis 12.30 Uhr)

Der erste Eindruck beim Betreten des Saals war, dass die Bürgerinitiativen der einzelnen betroffenen Gemeinden glatt ins Abseits bugsiert wurden, von gleicher Augenhöhe ganz zu schweigen. Legte sich dieser negative Eindruck einer äußerst unsensiblen Vorgangsweise mit den einführenden, ruhigen und um Sachlichkeit bemühten Worten des Verhandlungsleiters zunächst, war es damit jedoch bald wieder vorbei, denn der  Verhandlungsleiter übersah uns von den Bürgerinitiativen die längste Zeit geflissentlich; wir lagen wohl nicht in seinem Blickwinkel. Schlechte Aussichten für unsere Einwände also, wo wir doch auf einen größeren Blickwinkel hoffen müssen.

- Das großteils frühzeitige Abgabedatum der Gutachten an das zuständige Amt der Landesregierung lässt auf Zeitdruck, aber auch auf Arroganz schließen, vor allem aber auf eine stark anzuzweifelnde Methodik des wissenschaftlichen, d. h. auf Objektivität ausgerichteten Arbeitens, denn Gewissenhaftigkeit ist bei dieser Fülle an Material nämlich nicht zu trennen vom Parameter Zeitaufwand. Auf die vielen nicht bzw. nicht ausreichend behandelten Punkte und Fragen verlange ich Antworten. Wenn manches fehlt bzw. nur unzureichend behandelt wird, ist diese Unvollständigkeit ebenso anzugreifen wie offenkundig Unrichtiges (ich verweise in diesem Zusammenhang auf bereits vorliegende Fachgutachten und auf jene, die in diesen Tagen noch vorgestellt werden). Dadurch entsteht Misstrauen: Wenn bestimmte Aspekte fehlen, was fehlt dann noch alles?

- Nur Weniges, das gegen den Bau der Freileitung spricht, wird in den Gutachten genau zitiert; dem Projekt Genehmes jedoch schon. Es entsteht der Eindruck von Gefälligkeitsgutachten, sowohl in der UVE als auch im UVG.

- Nachteilige Auswirkungen werden also kaum gewichtig beurteilt, Vorsicht scheint bei wissenschaftlich noch nicht ausreichend erforschten Themen ein Fremdwort, ein additives Abwägen von Vor- und Nachteilen – immer zu Gunsten einer Mehrheit für die ersteren – macht aus den Schlussfolgerungen eine Milchmädchenrechnung. Laut Zusammenfassung der Gutachten ist letztlich alles „unbedenklich“, wie bedenklich hingegen ist die eklatante Missachtung des Vorsorgeprinzips! In Konsequenz ist bei fast allen Gutachten das Fehlen jeglichen Respekts vor der Bevölkerung und von Demut gegenüber der Aufgabe festzustellen, die nötig wären, der Bevölkerung Vertrauen in die Beurteilung und Entscheidung durch wissenschaftliche Seriosität zu vermitteln. Aufgrund der Zuständigkeiten im Rahmen des UVP-Verfahrens – das Land prüft eine vom Joanneum erstellten Trassenverlauf -, sind zudem Unvereinbarkeiten kaum auszuschließen. Genau an diesem Punkt beginnt die große Verantwortung der Politik. Die betroffene Bevölkerung weiß das. Und wird sich das noch lange merken.

BEDARF, ENERGIEWIRTSCHAFT (18.10., 14.00 bis 16.00 Uhr)

Mehrmals war im Rahmen dieses Bereichs bereits die Rede von einem einheitlichen System, das notwendig sei, um Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Das in Abrede zu stellen, liegt uns fern. Viele Fragen sind zwar angeschnitten, jedoch nicht  bzw. nicht ausreichend beantwortet.

Wie sieht etwa die Verbindung zwischen dem geplanten Gaskraftwerk in Mellach (mehrmals sowohl vom Verbundchef Haider, aber auch von Seiten der Politik thematisiert) mit der 380kV-Freileitung aus? Wie steht es mit der Alternative zu Mellach in Slowenien? Was hat es mit dem neuerdings aufgetauchten Projekt von zwei Staustufen südlich von Graz auf sich? Welche Rolle spielt der Stromtransfer in den Süden tatsächlich, um welche Größenordnung handelt es sich? Ich beantrage die Offenlegung und genaue Beantwortung all dieser wichtigen Fragen.

Weiters, wie steht es mit der notwendigen einheitlichen Planung, wer führt diese durch? Da gibt es einen schwerwiegenden Widerspruch aufzulösen: Sobald es argumentativ schwierig wird, zieht sich die AGP (vgl. die Wortmeldung von Herrn Dr. Christiner-?-, Verbundgesellschaft) aus der Verantwortung mit dem Hinweis, lediglich für den Netzbetrieb zuständig zu sein. Will sie uns tatsächlich weismachen, bei den energiewirtschaftlichen Planungen als verantwortlicher Netzbetreiber keine Stimme, kein Mitspracherecht zu haben, bloß ausführende Partei zu sein? Ich verlange von der Verbund AG Mitgestalten und nicht Exekutieren!

ELEKTROTECHNIK, HUMANMEDIZIN (18.10., 16.00 bis 18.00 Uhr)

- Zur Häufigkeit notwendiger Reparaturen bei Freileitungen: Erfahrungsberichte von Technikern über diesen Punkt fehlen – sie wären notwendig, nicht zuletzt auch wegen einer fairen Kalkulation hinsichtlich von Alternativen. Ich beantrage dementsprechende Ergänzungen.

- Zur ÖVE-Norm: Das Feld unter einer Leitung wird immer ohne Störung berechnet, doch wenn sich jemand unterhalb bewegt, verändert sich das Feld (der Körper ist elektrischer Leiter), wie wird das berücksichtigt?

- Durch das Erdfeld sind elektromagnetische Felder vorhanden. Es kommen neue, in unserem Fall eben durch die Leitung, dazu. Wie werden diese Kumulierungen bei der Grenzwertfestlegung bzw. der Beurteilung von Gesundheitsschädlichkeit berücksichtigt?

- Das Gutachten der UVE gibt keine Fehler zu Messwerten an. Ich beantrage, die entsprechenden Ergänzungen vorzunehmen. 

- Die Koronaentladung wird behandelt, doch nur hinsichtlich der elektromagnetischen Entladung. Ich beantrage die vollständige Behandlung des Themas.

- Wenn zusätzlich Handymasten auf der Freileitung befestigt werden: Ich beantrage Untersuchungen, wie sich eine derartige Kombination von nieder- und hochfrequenten Strahlungen auswirkt.

- Wie verhält es sich mit den so genannten „Freien Radikalen“? Gibt es ausreichende Untersuchungen, gibt es Grenzwerte? Wäre hier nicht das Vorsorgeprinzip anzuwenden? – Ich beantrage die ausführliche Behandlung dieses Aspekts, der in der UVE nicht vorkommt.

- Was bedeutet häufige bzw. dauernde Exposition für den Zellstoffwechsel?

IMMISSIONSSCHUTZ (LÄRM, LUFT), HUMANMEDIZIN

(19.10.2004, 9.00 bis 11.00 Uhr)

- Zur „Grenze der zumutbaren Störung“ (Grundgeräuschpegel + 10 dB): In Frage stellen von Mittelwerten, Offenlegung der Relativität des Begriffs „zumutbar“. Es geht um die Anwendung auf individuell naturgemäß sehr unterschiedliche Personen, was den Unterschied zu einer wissenschaftlichen Studie bzw. statistischen Erfassung ausmacht.

- Zum „Minimierungsgebot“, so weit wie möglich unter den Grenzwerten zu bleiben: Gerade in Zusammenhang mit diesem Punkt ist oft nur von Empfehlungen und Vorschlägen die Rede. So ist auch die Ö-Norm nicht bindend und auch nicht einklagbar. Was passiert also, wenn diese in der Betriebsphase überschritten wird? – Die Beweislast läge überdies bei den Betroffenen! Ich beantrage daher, dass in dieser Frage von Verbund und Behörde im Sinne von mehr Transparenz und möglichst vollständiger Information der Bevölkerung Aufklärungsarbeit geleistet wird, was bei heiklen Fragen wie dieser bisher entweder ganz unterblieben oder nur durch steten Druck, durch stetes Nachfragen zögerlich und unvollständig erfolgt ist.

- Wie steht es mit der Bedeutung von Wind bei Koronaentladungen, welche Auswirkungen sind hinsichtlich Lärm und Luft zu erwarten, wie fließt dieser Faktor in die Grenzwertbestimmung ein? – Ich beantrage die ausführliche Beantwortung dieser Fragen.

- Sensibilisiert durch die derzeitige, längst überfällige Diskussion über Dieselmotoren stellt sich die Frage nach den Partikelemissionen. Von PM 10 Partikeln war die Rede, das Hauptproblem stellen jedoch die PM 2,5 Partikel (lungengängiger Schwebstaub, der nicht mehr ausgehustet werden kann) dar. In Österreich, dem Land der Dieselkraftfahrzeuge, stellt sich auch die Frage der Kumulierungen. Einzelbetrachtungen werden dem Thema nicht gerecht. Ich beantrage, diesen Fragenkomplex ebenfalls und ausführlich nach den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen zu behandeln, und zwar ohne Verschweigen noch unklarer Untersuchungsergebnisse.

UMWELTMEDIZIN ALLGEMEIN (19.10., 14.00 bis 15.30)

Meine Redezeit stelle ich  Herrn Prof. Dr. Frentzel-Beyme zur Verfügung und ich schließe mich seinen Ausführungen und Schlussfolgerungen vollinhaltlich an.

RAUMORDNUNG, LANDSCHAFT, BAUANGELEGENHEIT, KULTURGÜTER (20.10.2004, 9.00 bis 12.30)

Der Gemeinde St. Ulrich am Waasen ist in den Gutachten hohe Sensibilität bescheinigt worden. In der UVE wird ausdrücklich von „Fehlen von naturfernen Projekten“ gesprochen. Da anderen Gemeinden in der UVE zum Nachteil gereicht, dass die Existenz von naturfernen Projekten sich auf die Beurteilung der Sensibilität auswirkt, ist zu befürchten, dass mit dem Bau der eingereichten Freileitung St. Ulrich am Waasen das Plus ein für allemal verlieren wird. 

Daher meine Frage an die 4 anwesenden Gutachter:

Ist es aus Ihrer Sicht richtig, dass im Falle der Errichtung der eingereichten 380-kV-Freileitung den betroffenen Gemeinden bei der Beurteilung im Rahmen dieses Themenbereiches erhebliche Nachteile erwachsen, sobald nicht mehr vom „Fehlen von naturfernen Projekten“ gesprochen werden kann? – Einverständnis scheint zu herrschen, dass die geplante Freileitung von allen als schwerwiegende Beeinträchtigung angesehen wird.

Ich beantrage die Beantwortung durch die Herren DI Opl, DI Eichberger, DI Kolb, DI Amtmann. Darüber hinaus beantrage ich die Protokollierung der Antwort der Sachverständigen.

VERKEHR, LUFTFAHRT, ABFALLWIRTSCHAFT

(20.10., 14.00 bis 15.30)

WASSER, ABWASSER (20.10., 15.30 bis 16.30)

ALLFÄLLIGES, VERHANDLUNGSENDE

(20.10., 16.30 bis 18.00)

157. Einwendung von Dipl.-Ing. Albin Krenn, Salzamtsgasse 7, 8010 Graz:
Als Eigentümer der Liegenschaft in Kocheregg 1, Gemeinde Krumegg, 8323 St. Marein, erhebe ich bezüglich der Leitungsprojektierung der 380 kV-Starkstromleitung folgenden Einwand:

In den mir bis zum 8. September 2004 vorliegenden Planungs- und Projektsunterlagen beträgt der horizontale Abstand der projektierten Leitungsachse zu dem in geringster Entfernung sich befindlichen Wohngebäude etwa 90 m. Am 8. September 2004 wurde ich in Kocheregg von Herrn Pinter im Auftrag der STEWEAG-STEG für die APG besucht, der mir für den Freileitungsbau Abgeltungs- und Abfindungsvorschläge unter​breitete. Bei dieser Gelegenheit erhielt ich auch eine Fotokopie eines Projektplanes, bei dem die Lage dieses Neben​wohn​gebäudes unrichtig eingetragen ist. Der geringste Abstand zu einem kleinen Wohngebäude beträgt weniger als 50 m von der Leitungsachse. Ich gebe an, dass in der Umweltverträg​lichkeitserklärung keines meiner Gebäude in der Liste der Gebäude mit geringem Abstand enthalten ist. Ich gebe auch an, dass die im Verhandlungssaal hängende Luftbildaufnahme der Leitungstrasse und meiner Liegenschaft einen Abstand von etwa 150 m erkennen lässt und dort nicht in den Gebäuden mit weniger Abstand als 100 m angeführt ist. Ich wende ein, dass ich den Verdacht habe, dass wesentliche Projektunterlagen fahrlässig oder bewusst unrichtig erstellt wurden, sodass ich mir bis zum Zeitpunkt 8. September 2004 keinen zutreffenden Eindruck von den geplanten Abständen machen konnte. Zusätzlich zu meinen bereits im Juni erfolgten Einwendungen halte ich fest, dass ich gesundheitliche Gefährdungen und Gefähr​dungen des Wohlbefindens in den angeführten Wohngebäuden befürchte, wenn die geplante Leitung gebaut werden sollte. Als Nachweis verweise ich auf das im Verhandlungsraum hängende Luftbild mit der Bezeichnung „L 9447/8“ und lege eine Kopie des mir am 8. September 2004 von Herrn Pinter übergebenen Projektausschnittes bei.

Kopie Projektausschnitt

(Albin Krenn)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

158. Stellungnahme der Antragstellerin STEWEAG-STEG zum Fachbereich Raumplanung: 

Zum Wunsch der Leitungsbündelung im Raum Zwaring, Werndorf, Kalsdorf:

Mit der Errichtung der geplanten 380-kV-Steiermarkleitung von Kainachtal nach Südburgenland wird nicht nur die zwingend erforderliche innerösterreichische Zweitanspeisung für den bestehenden Übergabeknoten zum Steirischen 110-kV-Netz in Kainachtal/Zwaring hergestellt. Zudem wird auch die Errichtung eines zweiten Übergabeknotens in der Oststeiermark ermöglicht, welcher durch die Einbindung in das bestehende 110-kV-Netz die dringend erforderliche Zweitabstützung für den Großraum Graz bildet und so die Versorgungssicherheit nach internationalen Standards garantiert.

Die STEWEAG-STEG GmbH hat sich im Zuge der Trassenfindungsarbeiten für die 380-kV-Steiermarkleitung durch die Verbund-APG (bzw. Joanneum Research) bereit erklärt, im Sinne der Leitungskoordination, trotz der daraus resultierenden Nachteile hinsichtlich der Verfügbarkeit ihres 110-kV-Netzes, die 110-kV-Leitung Gleisdorf – Hartberg im Bereich Gleisdorf – Geiseldorf in einer Länge von 21,9 km sowie die 110-kV-Leitung Gleisdorf – Feldbach im Bereih Gleisdorf – Studenzen in einer Länge von 10,4 km zu demontieren und statt dessen auf dem Gestänge der 380-kV-Leitung mitzuführen, um so den notwendigerweise gegebenen Landschaftsverbrauch durch die Steiermarkleitung zu minimieren.

Eine darüber hinausgehende Demontage von 110-kV-Leitungen gefährdet jedoch das zunächst durch die Errichtung der Steiermarkleitung erreichte und in Europa übliche Niveau an Versorgungssicherheit, weshalb der weitere Rückbau im 110-kV-Netz, auch im Sinne der gesetzlichen Verpflichtung zur Errichtung und Erhaltung einer ausreichenden Netzinfrastruktur, durch den betroffenen Netzbetreiber STEWEAG-STEG GmbH abgelehnt werden muss.

Wie internationale Störungsanalysen zeigen, tritt bei Mehrfachgestängen, insbesondere auch bei Gemeinschaftsleitungen, eine deutlich erhöhte Häufigkeit von gleichzeitigen Ausfällen, verursacht z.B. von Blitzschlägen, Seilschwingen, Mastschäden, aber auch von Schutzauslösungen aufgrund kapazitiver und induktiver Beeinflussung im Zuge von Erd- und Kurzschlüssen in parallel geführten Übertragungssystemen, auf.

Darüber hinaus erfordern Wartung- und Instandhaltungsarbeiten sowie die im Fehlerfall erforderliche Störungsbehebung, insbesondere bei der Verwendung von Kompaktmastbildern, die Außerbetriebsetzung aller mitgeführten Leitungssysteme, sodass auch aus diesem Grund eine erhebliche Einschränkung der Verfügbarkeit gegeben ist.

Zuverlässigkeitsberechnungen belegen die drastisch höhere Nichtverlässlichkeit von mehreren Leitungen auf Gemeinschaftsgestänge, sodass nicht nur aus betrieblichen Gründen für Hauptanspeiseleitungen von Lastschwerpunkten und Ballungszentren die Zusammenlegung von Leitungssystemen auf einem Gestänge abzulehnen ist.

Die Versorgung des Großraumes Graz sowie der gesamten Ost- und Weststeiermark mit einer Netzhöchstlast von derzeit ca. 850 MW erfolgt überwiegend über die 110-kV-Leitung Zwaring – Werndorf – Grambach aus dem Übergabeknoten Kainachtal/Zwaring bzw. aus den thermischen Großkraftwerken Mellach und Werndorf. Im Endausbau findet diese Hauptanspeiseleitung ihre Fortsetzung bis in den noch zu errichtenden zweiten Übergabeknoten Oststeiermark/Wünschendorf. In den aus betrieblichen Gründen zu bildenden Teilnetzen des Steirischen 110-kV-Netzes bildet sie in weiterer Folge jeweils das Rückgrad der Stromversorgung und ermöglicht darüber hinaus den Ab- und Antransport der zukünftig eingespeisten bzw. entnommenen Energiemengen.

Der Ausfall oder die Außerbetriebnahme dieser für die Versorgungssicherheit eminent wichtigen Leitungsverbindungen (z.B. im Zuge von Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten an mitgeführten Systemen) kann – insbesondere auch im Hinblick auf die weiterhin zu erwartenden überproportionalen Steigerungen der Netzlasten und –einspeisungen – zu unzulässigen und damit nicht mehr beherrschbaren Betriebszuständen in den Netzen der STEWEAG-STEG GmbH führen und hätte damit den Ausfall der Stromversorgung im Großraum Graz zu Folge.

(Dipl.-Ing. Dr. Strempfl)

159. Bürgerinitiative Mellach, vertreten durch Dr.Stock:

Die BI Mellach bezieht sich auf die Stellungnahme vom 13.10.2004 und bringt als Ergänzung zum Pkt. 2 – Fachbereich Raumordnung/Naherholungsfunktion – ein Erkenntnis des VwGH , Zl. VfSlg 6700/1972, ein, wonach auch der Ausflugsverkehr zum Fremdenverkehr zu zählen sei. 

Wir sind der Ansicht, dass man bei einer ausreichenden Berücksichtigung der Naherholung im Bereich der Murauen in Mellach im Gesamtgutachten zu einer anderen Beurteilung hätte kommen können. 

Betreffend die im Gutachten DI.Eichberger vorgeschlagene Leitungsabsenkung im Bereich Mellachberg als Auflagenvorschlag bringt dieser lt. Stellungnahme des gestrigen Forstgutachtens negative Auswirkungen in Forst- und Landschaftsschutzsicht mit sich. Wir beantragen, diesen Kumulationseffekt in der behördlichen Entscheidung zu berücksichtigen. 

Zitiert wird aus der Stellungnahme der BI Pkt. 4.2.

Die Frage, ob vor der Erstellung des Gesamtgutachten eine Gesamtbesprechung aller Teilgutachter stattgefunden hat, verneint der Verhandlungsleiter. Die BI Mellach erachtet diesen Umstand als einen gravierenden Mangel. 

(Dr.Stock) 

160. Einwendung von Johann Schwarzl, 8212 Pischelsdorf 145:
Ich beantrage, den Bereich Pischelsdorf – Oberrettenbach aus Naturschutzgründen genauestens auf weitere Vorkommen von Schwarzstörchen und weitere schützenswerte Tiere zu untersuchen. Im kompletten Waldbereich, wo diese geplante Leitung durchführt, ist nicht auszuschließen, dass noch weitere Vorkommen dieser Tierarten vorhanden sind. Daher beeinspruche ich dieses Gutachten, da dies in diesem Bereich komplett unterlassen wurde.

(Johann Schwarzl)

161.  Einwendung des Umweltanwaltes, vertreten durch Frau Dr. Liliane Pistotnig und

Herrn Dipl.-Ing. Ulf Steuber:

Im UVP-G 2000 findet sich weder das Entscheidungskriterium „umweltverträglich/Umweltverträglichkeit“ noch das Entscheidungskriterium „umweltunverträglich/Umweltunverträglichkeit“. Das Entscheidungskriterium lautet im Gesetz „schwerwiegende Umweltbelastung“.

Eine derartige Formulierung wurde – ebenso wie eine Verneinung – in keinem Gutachten gefunden; auch nicht im Gesamtgutachten. Somit ist nach gleichwertigen Begriffen zu suchen. 

In den Gutachten folgender drei Sachverständiger können Formulierungen gefunden werden, die dem Begriff „schwerwiegende Umweltbelastung“ gleichzusetzen sind:

· Dipl.-Ing. Rainer Opl

· Dipl.-Ing. Alfred Eichberger

· Dipl.-Ing. Johann Kolb

Das heißt, in diesen drei Gutachten ist der vom Gesetzgeber vorgegebene Grenzwert „schwerwiegende Umweltbelastung“ überschritten. Dies möchte ich auch an einem Vergleich erläutern:

Bei der Überprüfung der Qualität von Trinkwasser ist es egal, wie viele Parameter nicht überschritten werden. Wenn drei Parameter den Grenzwert überschreiten, ist das Trinkwasser nicht genusstauglich, und so wird es auch im UVP-Verfahren Hand zu haben sein. Wenn in drei Bereichen der vom Gesetzgeber vorgegebene Grenzwert überschritten wird, ist das Projekt nicht genusstauglich.

Zum Thema Raumordnung:

Auf der Grundlage des § 12 Abs. 4 Ziffer 5 des UVP-G 2000 wurde je eine Stellungnahme zur örtlichen und überörtlichen Raumplanung abgegeben.

Beide Stellungnahmen sind nach Ansicht des Umweltanwaltes inhaltlich eindeutig negativ.

Als Lebensgrundlage für den Menschen im Sinne des § 1 Abs. 1 Ziffer 1 lit.a UVP-G 2000 ergibt sich daher daraus eine Umweltunverträglichkeit.

Somit liegen insgesamt drei Teilgutachten vor, die in Bezug auf ihre Auswirkungen auf die Umwelt eine Umweltunverträglichkeit ergeben.

Der Umweltanwalt beantragt daher, dass die Behörde dies in ihrer Entscheidung entsprechend berücksichtigt.

Zu den Themen Siedlungsraum und Ortsbild:
Der Gutachter kommt zum Ergebnis, dass in Teilbereichen das Projekt als nicht umweltverträglich anzusehen ist. Diesem Ergebnis schließt sich der Umweltanwalt vollinhaltlich an.

Wie in der Stellungnahme des UA gefordert, fordert auch Stadtland Visualisierungen und einen landschaftspflegerischen Begleitplan für neuralgische Punkte. In den Unterlagen kann eine Erfüllung der Forderungen nicht gefunden werden.

Ebenso wie der UA kritisiert auch der Gutachter, dass das Potenzial an Trassenbündelungen nicht ausgeschöpft wurde. Die Mittelwertbildung in der UVE bei der Bewertung der Sensibilitäten und Wirkungen wird ebenfalls bemängelt. 

Stadtland berücksichtigt allerdings zu wenig, wie auch die UVE in ihren Ausführungen, die Beeinträchtigung der lokalen Freizeitnutzung. Insbesondere Spaziergänge im Wohnumfeld werden nicht berücksichtigt. Die alltägliche Erholung im Wohnumfeld stellt aber ein wichtiges Bedürfnis des Menschen dar, welches sich nicht ausschließlich auf den nur 150m Sichtbereich zwischen Ortschaft und Trasse beschränkt.

Eine synoptische planliche Darstellung aller Ist-Zustände, Auswirkungen und Maßnahmen – zumindest der sensiblen Teilräume – wird seitens Stadtland nicht eingegangen.

Zu der Anfrage des Umweltanwaltes, dass Ausgleichsmaßnahmen nur für 20 von 43 Teilräumen vorgesehen sind, erklärt der Sachverständige, dass Aussagen zu Ausgleichsmaßnahmen Bestandteil des UVP-Gutachtens sind. Allerdings kompensieren die vorgeschlagenen Ausgleichsmaßnahmen nicht die Eingriffsintensität und Wirksamkeit der Trasse. Die Demontage einer 110kV-Leitung ist als Ausgleich zu sehen, kann aber niemals den Bau einer vielfach größeren 380kV-Leitung kompensieren (bei gleichen örtlichen Gegebenheiten).

Für den Themenbereich werden einige Ausgleichsmaßnahmen formuliert, oftmals allerdings sehr vage, oder die Auswirkung dieser als gering eingestuft (bsp. Sichtschutzpflanzungen). „Die Problematik der nicht gegebenen Verbindlichkeit derartiger Ausgleichsmaßnahmen ist gutachterlicherseits zu bestätigen, wobei Sichtschutzpflanzungen infolge der geringen Ausgleichwirkung kaum ergebnisrelevant sind“. Somit fließen Ausgleichsmaßnahmen in die Bewertung des Gutachters mit ein, deren Verbindlichkeit gar nicht gegeben ist. Aus diesem Grund fordert der Umweltanwalt die rechtliche Sicherstellung, dass der KW auf diese Grundstücke auch tatsächlich zugreifen kann.

Grundsätzlich arbeitet Stadtland die Zielkonflikte mit den einzelnen örtlichen Entwicklungskonzepten (ÖEK) auf. Allerdings werden die Auswirkungen auf die in den OEKs festgeschriebenen Entwicklungsziele und Entwicklungsmöglichkeiten vom Gutachter nach Ansicht des Umweltanwaltes unterbewertet. Wenn z.B. Postkartenansichten zerstört und nicht kompensierbare Eingriffe in das Orts- und Landschaftsbild stattfinden, so können touristische Entwicklungsmöglichkeiten unterbunden werden. 

Der Vorschlag von Stadtland bzgl. einer Bündelung von 110 und 380kV in der Au wird entschieden abgelehnt, da es hier zu massiven Eingriffen insbesondere in der Bauphase in den Naturhaushalt kommt. Eine Abstimmung zwischen den einzelnen Gutachtern durch die Gesamtgutachter wäre dringend erforderlich gewesen.

Im Gutachten fehlt eine eindeutige Aussage, welche Auswirkungen und welche Eingriffserheblichkeit durch die Überspannung des rechtsgültig ausgewiesenen Wohngebietes im Gemeindegebiet von Werndorf erfolgt, wenn – wie im Gutachten erklärt – eine Wohnnutzung unter der Leitung nicht zumutbar ist. 

Der Umweltanwalt stellt den Antrag das Gutachten in obigem Sinne vervollständigen zu lassen.

Zum Thema Regionalentwicklung, Freizeit, Erholung und Tourismus

Insgesamt kommt der Gutachter zum Ergebnis, dass das Projekt in Teilbereichen nicht umweltverträglich ist. Zum Ergebnis der Umweltunverträglichkeit kommt auch der Umweltanwalt 

Bis auf eine Ausnahme ist die Stellungnahme des UA nicht berücksichtigt. Allerdings ist auch Opl der Meinung, dass die Errichtung der Hochspannungsleitung den regionalen Zielsetzungen im Bereich Freizeit/Erholung und Tourismus widerspricht. Dies erfolgt nur in Teilen der Leader+Region, für das Teilprojekt des Leitbildes Region Stiefingtal („Kulinarisches Stiefingtal“) und für das Haus der Stille (Gde. St. Ullrich am Waasen, S. 15 Einzelgutachten). 

In der Stellungnahme des UA wird festgehalten, dass wesentliche Auswirkungen nicht dargestellt sind, und das Bewertungssystem zu überarbeiten ist. Auch Opl ist dieser Meinung. So korrigiert er die Wirkungsintensität gegenüber der UVE teilweise drastisch (bei 10 von 33 Gemeinden erhöht gegenüber der UVE), ebenso die Eingriffserheblichkeit (bei 9 von 33 Gemeinden; S.18f), womit erhebliche Mängel in der UVE dokumentiert werden. Weiters führt er als Mangel an, dass es eine Tendenz zur Durchschnittsbildung gibt.

Im Unterschied zu der Stellungnahme des UA sieht Opl kein Problem mit vorhandenen Vorbelastungen beispielsweise der Autobahn A2 im Raum Hartberg (S. 6 im Einzelgutachten) oder im Raabtal (S. 12). Für den Umweltanwalt stellt sich die Frage der Tragfähigkeitsgrenzen für „naturferne Landschaftsräume“ als Lebensumfeld für den Menschen (S. 12 Einzelgutachten Ortsbild). Mit der im Gutachten vorgegebenen Denkweise werden künftige Entwicklungschancen in diesen Teilregionen reduziert. Auch wenn es nicht zu aktiven Abwanderungen kommt, so ist die Attraktivität der Region für Neuansiedler reduziert, was einer Abwanderung über einen längeren Zeitraum gesehen gleichzusetzen ist. 

Außerdem gibt es noch nachfolgende Kritikpunkte:

· Opl berücksichtigt, wie auch die UVE in ihren Ausführungen, die Beeinträchtigung der lokalen Freizeitnutzung zu wenig.

· Eine synoptische planliche Darstellung aller Ist-Zustände, Auswirkungen und Maßnahmen – zumindest der sensiblen Teilräume – wird seitens des UA gefordert.

· Im Bereich der Feistritztalquerung/Blaindorf wird seitens Opl mit einer touristischen Beeinträchtigung des Talraumes durch die großräumige Wahrnehmbarkeit gerechnet (S. 12 Einzelgutachten). Auf Seite 17 hingegen spricht Opl dann davon, dass eine erhebliche Beeinträchtigung oder „Funktionsstörung“ der großräumigen touristischen Entwicklung jedoch nicht abgeleitet werden kann. 

Für den Themenbereich Regionalplanung, Erholung und Tourismus werden keine Ausgleichsmaßnahmen formuliert. Es werden nur Vorschläge zur Trassenoptimierung unterbreitet. Opl fordert aber immerhin, dass Vorsorge zu treffen ist, dass die eingeschlagenen Richtungen der Leader+ Region auch umgesetzt werden kann. Allerdings finden sich diese Forderung nicht in den UVG-Auflagen. Für die Murauen gibt es keine Vorschläge.

Auf S. 20 im Einzelgutachten führt Opl an, dass „Für die Regionalentwicklung aus der Sicht der Landes- und Regionalplanung [...] die Sicherung der Energieversorgung als Voraussetzung für die wirtschaftliche Entwicklung dieses Raums sowie des Standortes Steiermark insgesamt ein wesentliches Anliegen [ist].“ Wenn die einzig mögliche Entwicklungsoption (Tourismus) durch dieses Infrastrukturvorhaben nicht verwirklicht werden kann, dann ist dies aus regionalwirtschaftlicher Sicht ein Widerspruch. Landschaftsbezogener Tourismus findet nicht punktuell statt, sondern umfasst eine gesamte Region mit der Ressource ungestörte Kulturlandschaft. Hier ist eine Gesamtschau der Auswirkungen auf die Region und nicht nur auf Gemeindeebene erforderlich, um das Ausmaß der Belastung abschätzen zu können.

Der Gutachter stellt fest, dass es sich bei der Trasse in der Leader+ Region um eine Beeinträchtigung der touristischen Entwicklungsmöglichkeit handelt, die nicht quantifiziert werden kann und erklärt dazu auf Seite 8 seines Gutachtens: „Eine umfassende Aussage zum tatsächlichen touristischen Entwicklungspotential kann daraus nicht abgeleitet werden und würde einer umfassenderen Analyse der potentiellen Angebotselemente in touristisch-regionalwirtschaftlicher Hinsicht bedürfen sowie die möglichen Auswirkungen des Vorhabens darauf“. Folglich sind hier weitere Unterlagen beizubringen, die diese Auswirkungen so weit wie möglich darstellen. Dies wurde auch in der Stellungnahme des UA schon angeführt. Erst mit Vorlage dieser Analysen kann nachvollziehbar bewertet werden, ob eine verstärkte touristische Entwicklung zu erwarten ist, und abgeschätzt werden wie hoch die Beeinträchtigungen der Trasse sind. Schließlich hat das UV-GA fachliche Aussagen zu den zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens zu tätigen.

Der Umweltanwalt stellt den Antrag das Gutachten in obigem Sinne vervollständigen zu lassen.

Zum Thema Landschaftsbild

Das Teilgutachten von Herrn DI Kolb zum Landschaftsbild ist inhaltlich schlüssig, nachvollziehbar und vollständig.

Somit kommt diesem Teilgutachten nach Ansicht des Umweltanwaltes volle Beweiskraft zu.

Er unterteilt sein Gutachten in 6 Abschnitten des Projektsgebietes und nimmt in der Zusammenfassung nochmals eine Unterteilung der betroffenen Landschaft in naturnahe und naturferne Kulturlandschaft vor.

Vier Bereiche des Projektsgebietes sind nach seinen Ausführungen als naturferne Kulturlandschaft zu bezeichnen und seien dort daher keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgebiet Landschaft zu erwarten.

Das Projektgebiet enthält nach seinen Ausführungen aber auch 3 Teilräume mit naturnaher Kulturlandschaft, in denen 8 Bereiche mit hoher Sensibilität vorhanden seien und dort nur eine verkabelte Variante umweltverträglich wäre.

Weiters führt er einem im LSchG gelegenen Teilraum an, in dem die 380 kV-Leitung in der eingereichten Form ebenfalls nicht umweltverträglich ist. Hier wäre eine Verlegung der Leitung nach Süden erforderlich, so dass eine Umgehung des LSchG erfolgt.

Diese Passagen des Gutachtens von DI Kolb finden sich im UV-GA als Gesamtgutachten nur teilweise und an einigen Stellen mit anderen, weniger einschneidenden Worden wieder.

Eine derartige Vorgangsweise ist bei Erstellung des UV-GA nicht zulässig.

Zulässig ist hingegen, dass der Gutachter Alternativen und auch die Nullvariante in seiner Aussage entsprechend berücksichtigt. Die Rechtsgrundlage dafür findet sich in § 12 Abs. 4 Ziffer 4 UVP-G 2000. 

Denn nach der Lehre und dem Willen des Gesetzgebers soll das Gesamtgutachten ein zu den Teilgutachten hinzutretendes Operat sein, das die „Unterschrift“ aller am UV-GA mitwirkende Sachverständigen trägt.

Bei fachlichen Differenzen sind diese nach dem Wortlaut des § 12 Abs. 1 UVP-G 2000 im UV-GA festzuhalten. Genau dies ist aber nicht geschehen.

Ferner soll das UV-GA keine Ansammlung individueller Voten sein, sondern die Mitwirkung aller Sachverständigen am Gesamtgutachten vorsehen. Das Gesamtgutachten zum gegenständlichen Projekt trägt aber bloß die Unterschrift auf dem Original im Akt der Koordinatoren DI Saler, DI Pisteky und DI Iby und ist ausschließlich deren Werk.

Hiermit entspricht es überhaupt nicht den gesetzlichen Anforderungen und wird

beantragt

ein neuerliches den gesetzlichen Anforderungen entsprechendes Gesamtgutachten zu erstellen.

Weiters wird ersucht, dass die Behörde in ihrer Entscheidung ausschließlich das Teilgutachten von Dipl.-Ing. Kolb aufgrund seiner Beweiskraft berücksichtigt.

Des weiteren wird vermerkt, dass auf die Anmerkungen des UA nur dahingehend indirekt Stellung genommen wird, als dass die prinzipiellen Schlussfolgerungen zum Landschaftsbild den Ausführungen des UA entsprechen. Nach §12 Abs. 4 Zi2 hat sich das UVG aber mit den Stellungnahmen fachlich auseinander zu setzen.

Die Bewertung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild seitens Kolb ist in großen Teilen absolut nachvollziehbar. Auch aus meiner Sicht ist das Landschaftsbild in den naturnahen Kulturlandschaftsregionen und den Murauen mit der Freileitungsführung der 380kV oder einer Erdkabelführung in den Murauen nicht verträglich. Wie auch in der Stellungnahme des UA angeführt, wird die methodische Vorgangsweise hinsichtlich der undifferenzierten Definition von Begriffen, Mittelwertbildung und die Gliederung der UVE nicht nach Landschafträumen kritisiert.

Im Unterschied zu der Stellungnahme des UA sieht Kolb kein Problem mit vorhandenen Vorbelastungen beispielsweise der Autobahn A2 (S. 19/21 Einzelgutachten Landschaftsbild). Damit kann aber ein schon jetzt beeinträchtigter Raum ohne weiteres noch weiter belastet werden. Hier stellt sich die Frage der Tragfähigkeitsgrenzen für „naturferne Landschaftsräume“ als Lebensumfeld für den Menschen (S. 12 im Einzelgutachten Ortsbild). Damit werden künftige Entwicklungschancen in diesen Teilregionen reduziert. Weiters ist zu berücksichtigen, dass sich Autobahnen und Freileitungen in ihrer ästhetischen Wirkungsintensität und somit Fernwirkung auf das Landschaftsbild grundsätzlich unterscheiden.

Nachfolgende Forderungen des Umweltanwaltes blieben auch in anderen Gutachten unberücksichtigt:

· In der Stellungnahme des UA wird eine Visualisierung (Fotomontagen) der Trassenführung für bedeutende Aussichtspunkte etc. gefordert.

· Eine synoptische planliche Darstellung aller Ist-Zustände, Auswirkungen und Maßnahmen – zumindest der sensiblen Teilräume – wird seitens des UA gefordert.

· In der Stellungnahme des UA wird angeregt, die einheitliche Farbgebung der Masten (olivgrün s. UVE Fachbereich A Vorhabensbeschreibung, S. 21; Fachbereich M Raumordnung/ III Landschaftsbild, S. 23) zu überdenken. So sollte die Farbgebung an den Hintergrund angepasst werden, auch vertikale Farbabstufungen sollten in Betracht gezogen werden und aus Gründen der Anschaulichkeit beispielhaft visualisiert werden.

· In der Stellungnahme des UA wird gefordert eine weitere Bündelung der 380kV mit 110kV-Leitungen zu untersuchen, da hier ein großes Potenzial an Ausgleichsmaßnahmen gegeben ist.

Ausgleichsmaßnahmen werden nicht gefordert, obwohl der Trassenverlauf/Ausführung als in Teilen nicht umweltverträglich gesehen wird. Begründet wird dies damit, dass ein solcher Eingriff in die Landschaft/Landschaftsbild unausgleichbar ist, und dieser Eingriff keine „ähnlich gearteten Gegengeschäfte erlaubt.

Dadurch werden dem Projektwerber keine Auflagen seitens des Sachverständigen für das Landschaftsbild auferlegt. Durch die Bevorzugung des Gutachtens für Biotope und Ökosysteme vor dem Gutachten Landschaftsbild wird ein positives Ergebnis suggeriert und dadurch gibt es für den Themenbereich Landschaftsbild keine einzige Auflage. Durch die Bevorzugung des Gutachtens für Biotope und Ökosysteme wäre es erforderlich gewesen mit dem Sachverständigen Rücksprache zu halten, welche Auflagen aus seiner Sicht vorzuschreiben gewesen wären.

Der unmaßstäbliche Eingriff in das Landschaftsbild durch die Freileitung wird somit weder durch Ausgleichsmaßnahmen gemildert, noch werden dort wo ein Ausgleich nicht möglich ist, Ersatzmaßnahmen gefordert. Diese Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen hätten in seitens des UVE-Werbers beizulegenden Unterlagen wie bspw. ein landschaftspflegerischer Begleitplan erfolgen müssen, um dem Sachverständigen bei seine Entscheidungsfindung eine brauchbare und vollständige Grundlage zu bieten. Diese wurden aber vom Sachverständigen nicht nachträglich angefordert.

In den Gutachten zum Thema Luftfahrt wird die Anbringung von orange-roten Kugeln, zum Thema Wildbiologie die Sichtbarmachung der Leitungsseile gefordert. Diese Auflagenvorschläge haben Auswirkungen auf das Landschaftsbild. Somit wären sie vom Gutachter mit zu beurteilen gewesen.

Der Umweltanwalt stellt den Antrag das Gutachten in obigem Sinne vervollständigen zu lassen.

Für den Umweltanwalt

(Dr. Pistotnig)



(Dipl.-Ing. Steuber)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

162. Stellungnahme der BI Krumegg, vertreten von Herrn Ing. Heinz-Christian Brünner:

Themenbereich Raumordnung:

Zu DI Opl:

Die Gemeinde Krumegg ist bereits als Naherholungsgebiet etabliert. Nächtigungszahlen sagen nicht viel aus. Denn auf dem Schöckl übernachtet auch kaum jemand, und trotzdem ist er als Naherholungs- und Tourismusgebiet anerkannt. 

Frage: Ausgehend davon, dass es auch andere Möglichkeiten der Energieversorgung gibt, sehen Sie die Auswirkungen des gegenständlichen  Projektes auf den Bereich Krumegg als umweltverträglich?

Wie in den ergänzenden Gutachten von DI Eichberger abgehandelt, gibt es keine Maßnahmen im Sinne des § 17 Abs. 4 UVP-G 2000, die die erheblichen Belastungen der Umwelt verringern können, um zu einem hohen Schutzniveau für das Schutzgut zu gelangen.

Da die bisher vorgeschlagenen Ausgleichsmaßnahmen für Krumegg (Verschiebung vMast 83) nicht greifen, ist dann aus der Sicht der überörtlichen Raumordnung das gegenständliche Projekt im Bereich Krumegg umweltverträglich?

Zu DI Kolb:

Ich verweise ausdrücklich auf die ergänzende Stellungnahme von Prof. Hans-Hermann Wöbse vom Oktober 2004, die bereits in der Protokollstelle eingereicht wurde.

Zu DI Eichberger:

Finanzielle Entschädigungen dürfen keine Ausgleichsmaßnahmen sein.

Zu Seite 8: „Demontage bestehender 110 kV-Freileitung ist Bestandteil des Vorhabens, zugleich eine wesentliche Ausgleichsmaßnahme“ Die Demontage kann räumlich nur dort als Ausgleichsmaßnahme bewertet werden, wo sie stattfindet. Für den Bau der Freileitung in Krumegg kann die Demontage im Raum Gleisdorf nicht als Ausgleichsmaßnahme argumentiert und bewertet werden! Dieses Argument geht daher unzulässigerweise als Ausgleichsmaßnahme in die Gesamtbeurteilung mit ein (siehe Zusammenfassung).

Frage sind Sie der Ansicht, dass Wetterballone eine nachvollziehbar, geeignete und dem Stand der Technik entsprechende Methode der Visualisierung einer Linieninfrastruktur (Länge, Breite, Gesamtwirkung) sind?

Ich beantrage die Behörde solle vor Entscheidungsfindung zur Abschätzung der optischen Auswirkungen vor allem in sensiblen Bereichen, die die Visualisierung der Leitungstrasse gemäß den Plänen der Projektwerber mittels professioneller Fotomontagen und Computersimulationen beauftragen.

Was bedeutet: „Der in der UVE dargestellte Planungsstand (Entwicklungskonzept und Flächenwidmungsplan Krumegg) ist nicht gänzlich nachvollziehbar“?

In der Zusammenschau der Gutachten Landschaftsschutz, überörtliche und örtliche Raumplanung ist das gegenständliche Projekt im Gemeindegebiet von Krumegg absolut umweltunverträglich.

Die Fotomontage Krumegg wurde von der BI Krumegg, im speziellen von mir,  nicht mit der Intention der Manipulation erstellt. Wir sind keine Experten auf diesem Gebiet.  Wir haben das mit bestem Wissen und Gewissen zur besseren Beurteilbarkeit nach unserem damaligen Wissenstand gemacht. Diese Montage ist schon sehr alt. 

Den Vorwurf der bewussten Manipulation weise ich auf das Entschiedenste zurück.

Die Bürgerinitiative Krumegg stellt weiters Antrag, die Sachverständigen der 26 Teilgutachten sollen heute im Zuge der mündlichen Verhandlung - gemäß Seite 38 des Rundschreibens des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft zur Durchführung des UVP-Gesetzes 2000 (GZ 11 4751/4–I/1U/2001) vom 30. Mai 2001 – in der Form zum UVG Stellung nehmen, dass sie jetzt einzeln zum Ausdruck bringen, ob sie das UVG in der vorliegenden Form bezogen auf ihre Teilgutachten, und Auflagenvorschläge der anderen Sachverständigen mittragen können oder nicht. 

(Ing. Heinz-Christian Brünner)
163. Stellungnahme der Gemeinde Gersdorf einschl.Gemeindeinitiative, vertreten durch Herrn Ing.Erich Prem:

Zum Gutachten für den Fachbereich Raumordnung, Regionalentwicklung, Freizeit, Erholung und Tourismus:

Für den ob. Fachbereich wurden nach meinem Dafürhalten aktuelle Entwicklungen im Mittleren Feistritztal nicht entsprechend berücksichtigt. Als Grundlage für die Beurteilung des SV DI.Rainer Opl sind u.a. die regionalen Entwicklungsprogramme der Bezirke Weiz (Gemeinde Gersdorf), Hartberg (Blaindorf) und Fürstenfeld (Großsteinbach) heranzuziehen, da die geplante Trasse durch die vorgenannten Gemeinden führt. 

Aktuelle Entwicklungen, wie z.B. die Kneippregion, Schachblumenprojekt, künftiges Naturjahr 2000-Gebiet, sind als Beurteilungsgrundlage aus dem Gutachten nicht erkennbar. 

Es wird daher der Antrag gestellt, die Grundlagendaten entsprechend zu ergänzen und die Beurteilung einfließen zu lassen. Nicht nachvollziehbar ist im tabellarischen Vergleich der Wirkungsintensität UVE und UVP-Gutachten die Differenzierung zwischen den Gemeinden Blaindorf und Gersdorf a.d.Feistritz, da es sich hiebei um den gleichartigen Talboden der Feistritz handelt. 

Die Gemeindeinitiative ersucht weiters eine entsprechende Visualisierung des Feistritztales mit Raum Pischelsdorf durch den Projektwerber vorzuschreiben und den Gemeinden zur Verfügung zu stellen. 

(Ing.Erich Prem) 

164. Einwendung der Gemeinde Hofstätten an der Raab, vertreten durch Frau Bürgermeister Hermine Taucher:
Die Gemeinde Hofstätten an der Raab schließt sich vollinhaltlich den Einwendungen und Anträgen der Gemeinde Werndorf und anderer, eingebracht unter laufender Nummer 123 und 134 von RA Dr. Neger und Dipl.-Ing. Andreas Ankowitsch, Raumplanungsbüro Pumpernig an. Die Gemeinde Hofstätten an der Raab behält sich ausdrücklich vor, bis zum Ende der Auflagefrist des Umweltverträglichkeitsgutachtens weitere Einwendungen zu erheben.

(Bgm. Taucher)

165. Einwendung von Gertrude Rieger:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 1) wird mündlich vorgetragen.

(Gertrude Rieger)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

166. Stellungnahme des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit, als Energiewegebehörde, im UVP-Verfahren für die 380 kV-Leitung „Kainachtal - Wien Südost“, Teilstück „Kainachtal - Südburgenland“, Steiermärkischer Leitungsteil

Versorgungssituation mit Elektrizität

Nach allen internationalen Benchmarks der EU, aber auch der Internationalen Energieagentur (IEA) gehört Österreich europaweit zu den Ländern mit der höchsten Versorgungssicherheit und den wenigsten Versorgungsunterbrechungen bei elektrischer Energie. Erreicht wird dies durch ausreichende Produktionskapazitäten sowie ein sehr gut ausgebautes Über​tragungs- und Verteilnetznetz.

Zur Beurteilung des Ausbaugrades der Erzeugungskapazitäten wird allgemein die Deckung mit heimischen und langfristigen vertraglichen ausländischen Kraftwerkskapazitäten ermittelt. Die UCTE geht davon aus, dass bereits bei einem "Sicherheits-Aufschlag" (Differenz zwischen gesicherter Leistung und Spitzenlast) von 5 % die "System-Sicherheit" gegeben ist. In Österreich beträgt die „gesicherte Reserve“ mit ca. 3,7 GW (bei einer gesamten installierten Leistung von ca. 17,5 GW) gut 20 %. 
Damit hat Österreich - was die vorhandenen Erzeugungskapazitäten betrifft - nach Luxemburg die zweithöchste Sicherheitsmarge in der Europäischen Union. Die Deckung der österreichischen Last durch inländische Kraftwerke ist daher grundsätzlich als gesichert anzusehen. 

International anerkannt ist, daß Höchstspannungsleitungssysteme mit (n-1)-facher Sicherheit ausgelegt und betrieben werden müssen, d.h., daß bei Ausfall eines Systems einer Stromversorgungsanlage die gesamte erforderliche elektrische Energie noch über ein verbleibendes, betriebsbereites anderes System transportiert werden kann.

Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit

Um nicht nur den durch die bereits erfolgten sowie die geplanten Kraftwerksschließungen (Voitsberg, St.Andrä, etc.) bewirkten Erzeugungsrückgang aufzufangen, sondern auch das Bedarfswachstum zu befriedigen und damit die Elektrizitätsversorgung längerfristig sicherzustellen, müssen angesichts des derzeitigen innerösterreichischen Stromverbrauchswachstums von durchschnittlich ca. 1,8 % pro Jahr trotz des derzeit im internationalen Vergleich noch sehr hohen Grades an Versorgungssicherheit mit Elektrizität jedenfalls neue und ausreichende Erzeugungskapazitäten geschaffen werden. 

Die gesamtösterreichische Netzausbausituation ist bei Verteilerleitungen der Spannungsebenen bis einschließlich 110 kV sehr gut. Auch die Übertragungsleitungen der Spannungsebenen 220 kV und 380 kV weisen in großen Teilen Österreichs einen sehr guten Ausbauzustand auf. Allerdings bestehen in den Bereichen Oststeiermark/Burgenland und Salzburg/Oberösterreich noch Lücken, die, wie praktisch alle Experten einhellig bestätigen, mit den 380 kV-Leitungen "Kainachtal - Südburgenland" und "Tauern - St.Peter" dringend geschlossen werden müssen. 

380 kV-Leitung „Kainachtal - Wien Südost“, Teilstück „Kainachtal - Südburgenland“
Für die hier verhandlungsgegenständliche 380 kV-Leitung „Kainachtal - Wien Südost“, Teilstück „Kainachtal - Südburgenland“ ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, da dieses Projekt die Schwellenwerte der Z.16, Spalte 1 des Anhang 1 zum Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVP‑G) überschreitet.

§ 3 Abs.3 UVP-G sieht vor, daß bei UVP-pflichtigen Vorhaben alle nach den bundes- oder landesrechtlichen Verwaltungsvorschriften für die Ausführung des Vorhabens erforderlichen materiellen Genehmigungsbestimmungen von der UVP-Behörde in einem konzentrierten Verfahren mit anzuwenden sind. Gesonderte Genehmigungen nach den einzelnen anzuwendenden Materiengesetzen sind bei UVP-pflichtigen Vorhaben nicht zulässig (sog. Sperrwirkung). Es sind allerdings nicht alle mit einem UVP-pflichtigen Vorhaben im Zusammenhang stehenden Verwaltungsverfahren, sondern nur solche Verfahren vom Konzentrationsprinzip des UVP-G erfaßt, die einen strikten Projektbezug aufweisen und die obligatorisch zu durchlaufen sind. 

Als "Genehmigungen" gelten in diesem Zusammenhang "die in den einzelnen Verwaltungsvorschriften für die Zulässigkeit der Ausführung eines Vorhabens vorgeschriebenen behördlichen Akte oder Unterlassungen, wie insbesondere Genehmigungen, Bewilligungen oder Feststellungen" (vgl. § 2 Abs.3 UVP-G).

Dies trifft sowohl auf das Bau- und Betriebsbewilligungsverfahren nach dem Bundesgesetz vom 6. Feber 1968, BGBl Nr. 70/1968, über elektrische Leitungsanlagen, die sich auf zwei oder mehrere Bundesländer erstrecken (StarkstromwegeG 1968, StWG) als auch auf das Überprüfungsverfahren nach dem Elektrotechnikgesetz 1992 (ETG), BGBl.Nr.106/1993, zu, die daher im Zuge des konzentrierten UVP-Verfahrens von den zuständigen UVP-Behörden, den Landesregierungen von Steiermark und Burgenland, mitzuerledigen sind. 

Der nach den Bestimmungen des StWG und des ETG zuständige Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit führt daher die Verfahren für UVP-pflichtige Starkstromfreileitungen nicht selbst durch, sondern nimmt als mitwirkende Behörde am UVP-Verfahren teil (§ 2 Abs.1 UVP-G). In dieser Funktion hat er gegebenenfalls an der Sachverhaltsermittlung mitzuwirken und darauf zu achten, dass die Regelungsgegenstände der sonst von ihm zu vollziehenden Materiengesetze im UVP-Verfahren gebührend Beachtung finden.

Im einzelnen handelt es sich dabei nach den Bestimmungen des StWG insbesondere um die Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen das eingereichte Projekt mit dem öffentlichen Interesse an der Versorgung der Bevölkerung oder eines Teiles derselben mit elektrischer Energie in Einklang steht. Darüberhinaus ist darauf zu achten, dass eine den Vorgaben des § 7 StWG entsprechende Abstimmung mit den sonst berührten öffentlichen Interessen (bereits vorhandene oder bewilligte andere Energieversorgungseinrichtungen, Erfordernisse der Landeskultur, des Forstwesens, der Wildbach- und Lawinenverbauung, der Raumplanung, des Natur- und Denkmalschutzes, der Wasserwirtschaft und des Wasserrechtes, des öffentlichen Verkehrs, der sonstigen öffentlichen Versorgung, der Landesverteidigung, der Sicherheit des Luftraumes und des Dienstnehmerschutzes) vorgenommen wird und die zur Vertretung dieser öffentlichen Interessen berufenen Behörden und Körperschaften im Verfahren gehört werden. Die vom Projekt im rechtlichen Sinn betroffenen Grundeigentümer und dinglich Berechtigten mit Ausnahme der Hypothekargläubiger haben Parteistellung und sind daher dem Verfahren beizuziehen.

Nach den Bestimmungen des ETG ist der Frage nachzugehen, ob gegen das eingereichte Projekt vom Standpunkt der Normalisierung und Typisierung auf dem Gebiet der Elektrotechnik Bedenken zu erheben sind.

Die sorgfältige Prüfung sowohl der UVE als auch des seit September 2004 vorliegenden integrativen UV-Gutachtens hat zu folgendem Ergebnis geführt:

a) Verhältnis des Projekts zum öffentlichen Interesse an Versorgung der Bevölkerung oder eines Teiles derselben mit elektrischer Energie:

Im UV-Gutachten kommt klar zum Ausdruck, dass das gegenständliche Projekt einer 380 kV-Leitung „Kainachtal - Wien Südost“, Teilstück „Kainachtal - Südburgenland“ nicht nur dem öffentlichen Interesse an der Versorgung der Bevölkerung oder eines Teiles derselben mit elektrischer Energie nicht widerspricht, sondern die Herstellung einer 380 kV-Leitungsverbindung zwischen den Umspannwerken „Kainachtal“ und „Südburgenland“ dringend notwendig ist, um die Versorgungssicherheit insbesondere der Bundesländer Steiermark und Kärnten, hier in allererster Linie des Lastschwerpunktes Graz, aber auch Gesamtösterreichs aufrechtzuerhalten und auch die aus der Eigenschaft des österreichischen Hochspannungsnetzes als Teil des UCTE-Verbundnetzes resultierenden Verpflichtungen zu erfüllen. Gerade der aufgrund der Tatsache, dass das österreichische Elektrizitäts-Übertragungsnetz Teil des UCTE-Netzes ist und daher nicht isoliert betrachtet werden kann, notwendige „größere Blickwinkel“ unterstreicht die deutlich über Österreich hinausgehende Bedeutung des Projekts. Der Verzicht auf eine 380 kV-Leitungsverbindung zwischen den Umspannwerken „Kainachtal“ und „Südburgenland“ (Nullvariante) würde zu schweren Beeinträchtigungen der innerösterreichischen, aber auch darüber hinausgehenden Versorgungssicherheit führen. Als kurz- und mittelfristige Alternative zur Leitungserrichtung käme höchstens eine Fortführung des bereits derzeit praktizierten, außerordentlich kostspieligen Engpassmanagements in Frage, dessen Kosten letztlich von der Gemeinschaft der Stromkonsumenten getragen werden müssen. Freilich sind die dafür erforderlichen netztechnischen Maßnahmen einschließlich FACTS [Flexible Alternate Current Transmission Systems; auf Leistungselektronik basierende Hochspannungsanlagen die zur Steuerung der Wirk- und Blindlastflüsse im Übertragungsnetz verwendet werden können] technisch nur begrenzt möglich.

Daß die Errichtung der 380 kV-Leitung „Kainachtal - Wien Südost“, deren Teilstück „Südburgenland - Wien Südost“ bereits in Betrieb ist, dringend erforderlich ist, um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten, wurde bereits in dem vom damaligen Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten (nun Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit) bei zwei international anerkannten und bestrenommierten Gutachtern in Auftrag gegebenen Gutachten "Zur Frage der Notwendigkeit der Errichtung der 380 kV-Leitung "Umspannwerk (UW) Kainachtal - UW Wien Südost" vom November 1995 (Edwin/Glavitsch) festgestellt und wird durch das im gegenständlichen UVP-Verfahren aufgrund umfangreicher Untersuchungen erstellte UV-Teilgutachten der Energie-Control voll bestätigt. 

Die Gutachter Edwin und Glavitsch haben in ihrem Gutachten "Zur Frage der Notwendigkeit der Errichtung der 380 kV-Leitung "Umspannwerk (UW) Kainachtal - UW Wien Südost" aufgrund umfangreicher Analysen und Berechnungen die Notwendigkeit des Projektes ausdrücklich festgestellt. Die Gutachter empfehlen, den nördlichen der beiden grundsätzlich möglichen Trassierungsräume zu benutzen, ein 380/110 kV-Umspannwerk in Hofstätten an der Raab zu errichten und eine Nord-Süd-Trennung des steirischen 110 kV-Netzes vorzunehmen. All diese von den Gutachtern formulierten Forderungen sind in das gegenständliche Projekt eingeflossen. 

Auch sonst sind sich alle Experten darüber einig, daß eine 380 kV-Leitungsverbindung zwischen den Umspannwerken (UW) "Kainachtal" und "Südburgenland" so schnell wie möglich realisiert werden muß, um die Versorgungssicherheit insbesondere der Bundesländer Steiermark und Kärnten, aber auch Gesamtösterreichs zu gewährleisten. Mit der 380 kV-Leitung "Kainachtal - Wien Südost", Teilstück "Kainachtal - Südburgenland" wird nicht nur eine wesentliche Lücke im gesamtösterreichischen 380 kV-Ring geschlossen und damit ein wichtiger Beitrag zur Erhöhung der Sicherheit der österreichischen Elektrizitätsversorgung geleistet, sondern auch eine zweite, leistungsfähige 380 kV-An​speisung des Großraumes Graz ermöglicht. Erst mit dieser 380 kV-Leitung wird dem international an​erkannten Versorgungskriterium einer zweiseitigen Anspeisung eines Ballungszentrums ent​sprochen und eine dem internationalen Standard entsprechende Versorgungssicherheit er​reicht (vgl. dazu etwa VwGH 13.Mai 2002, Zl.2002/04/0013, wo der VwGH ausdrücklich festgehalten hat, daß mit dem Versorgungskriterium einer  

zweiseitigen Anspeisung eines Ballungszentrums [erst] die Versorgungssicherheit eines solchen erreicht wird und insofern die Gewährleistung der Versorgungssicherheit als zwingendes öffentliches Interesse anzusehen ist). 

Daß die bestehende 380 kV-Leitung „Kainachtal – Bubenberg - Marburg“  keine Anspeisung für den Großraum Graz darstellt, ist hinlänglich bekannt.
Exkurs zur Studie Dr. Hornbachner:

Der von Bürgerinitiativen als Gegenexperte aufgebotene DI Dr. Dieter Hornbachner hat im Juni 2003 im Auftrag des Grünen Klubs im Parlament, des Grünen Landtagsklubs Burgenland sowie des Grünen Landtagsklubs Steiermark und der Grünen Bildungswerkstatt eine Kurzstudie "Die 380-kV-Höchstpannungsleitung Südburgenland – Kainachtal („Steiermarkleitung“) und mögliche Alternativen" erstellt, deren Ergebnisse von der Bürgerinitiative Sinabelkirchen/Nitscha in das Verfahren eingebracht wurden. Diese Studie setzt sich mit der von der VERBUND-APG behaupteten Notwendigkeit der 380 kV-leitung "Kainachtal - Südburgenland" auseinander und untersucht Alternativen zur Leitungserrichtung.

Der Studienautor bestätigt die auch schon etwa von Fickert (Lothar Fichert, „Engpässe im 220/380-kV-Übertragungsnetz der Verbund-APG“, Studie im Auftrag der Verbund APG, Institut für Elektrische Anlagen und Hochspannungstechnik, TU Graz, Oktober 2002) festgestellte prekäre Netzsituation, kommt aber zu dem Ergebnis, dass die Errichtung der 380 kV- Steiermarkleitung nicht notwendig wäre, sofern folgende Alternativmaßnahmen ergriffen werden:

a) Installation von elektronischen Schrägreglern 

(Unified Power Flow Controller, UPFC) in den Netzknoten St. Peter, Ernsthofen und eventuell zusätzlich Wien-Südost. Durch diese Maßnahme, die eine weitgehende Abkopplung des österreichischen Netzes vom gesamteuropäischen Verbundnetz bedeuten würde, könnte der Lastfluss der Nord-Süd-Leitungen auf ihre zulässige Belastung (thermische Grenze) beschränkt werden. 

b) Errichtung zusätzlicher Kraftwerkskapazitäten im Süden 

im Umfang der geplanten Kraftwerksstillegungen (St. Andrä, Voitsberg 3). Vorrangig ist natürlich an den forcierten Ausbau der sog. Ökoenergie gedacht.

c) Demand Side Management (DSM): 

Steigerung der Energieeffizienz, Tarifreform, unterbrechbare Verträge. Hornbachner vermutet in den unterbrechbaren Verträgen ein Potenzial von mehreren 10 MW und nimmt an, dass seitens von Großunternehmen eine hohe Bereitschaft dazu besteht, wenn entsprechende Preisanreize geboten werden.

e) Verringerung der Stromtransite bzw. –exporte in Richtung Slowenien und Italien

f) Verringerung des Pumpbetriebs

g) Schaffung von gesetzlichen Einflussmöglichkeiten auf den Kraftwerksbetrieb, um kritische Netzsituationen durch Engpassmanagement beherrschen zu können, ohne auf betriebswirtschaftliche Gegebenheiten Rücksicht zu nehmen (Schaffung entsprechender Regelungen im ElWOG).

Hornbachner rechnet bei Umsetzung der beschriebenen Maßnahmen mit folgender Energieausbeute:

	Maßnahme
	Leistung

	Errichtung von Ökostromanlagen
	250 - 400 MW

	Industrielle KWK
	100 – 250 MW

	Unterbrechbare Verträge Industrie
	50 – 100 MW

	Unterbrechbarer Vertrag Stromexport Italien
	280 MW

	Reduktion Pumpbetrieb in kritischen Lastsituationen
	0 - 300 MW

	Gesamt
	680 – 1730 MW 


Werden die Maßnahmen a) - g), die zu einem beträchtlichen Teil nicht behördlich vorgeschrieben werden können, sondern im liberalisierten Elektrizitätsmarkt in der Privatautonomie der Elektrizitätsunternehmen liegen, nicht oder nicht erfolgreich umgesetzt, so ist der Studie zufolge nicht nur der Bau der "Steiermarkleitung", sondern zusätzlich dazu auch die Errichtung der 380 kV-Leitung "Tauern-St.Peter" ("Salzburgleitung") notwendig, um die gewünschte (n-1)-Sicherheit herzustellen. 

Wenn auch DI Dr. Hornbachner einen anderen Lösungsweg vorschlägt, dessen Realisierbarkeit hier nicht abqualifiziert werden soll, lässt also auch er keinen Zweifel daran, dass die Einhaltung des (n-1)-Kriteriums derzeit nicht durchgängig möglich ist und dass das gegenständliche Projekt der 380 kV-Leitung „Kainachtal - Wien Südost“, Teilstück „Kainachtal - Südburgenland“  - gemeinsam mit der sog. „Salzburgleitung“ - geeignet ist, dieses Problem zu lösen.

Vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit wurde im Mai 2003 ein Vorprüfungsverfahren gemäß § 4 StWG für die 380 kV-Leitung „Kainachtal - Wien Südost“, Teilstück „Kainachtal - Südburgenland“ durchgeführt, in dem die Vertreter der vom Projekt berührten öffentlichen Interessen und die voraussichtlich berührten Gemeinden zu hören waren und ausführlich zu Wort gekommen sind. In diesem Verfahren, das mit Bescheid vom 31. Juli 2003, Zl.556.475/78-IV/5a/03 rechtskräftig abgeschlossen wurde, hat die Konsenswerberin VERBUND-APG die Notwendigkeit der Leitungserrichtung anhand umfangreichen, mit den beim Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit aufliegenden Daten übereinstimmenden Zahlenmaterials zur Bedarfsentwicklung und zur derzeitigen Belastung der bestehenden Nord-Süd-Leitungsverbindungen durchaus plausibel dargelegt. 

Auf das von den Netzbetreibern aufgrund gesetzlicher Verpflichtung einzuhaltende (n-1)-Kriterium, d.h., daß bei Ausfall eines Systems einer Stromversorgungsanlage die gesamte erforderliche elektrische Energie noch über ein verbleibendes, betriebsbereites anderes System transportiert werden kann, wurde bereits hingewiesen. Dieses (n-1)-Kriterium kann mit den bestehenden Nord-Süd-Verbindungen, bei denen es sich zum weitaus überwiegenden Teil um 220 kV-Leitungen handelt, die für die Deckung eines deutlich geringeren als des heutigen Elektrizitätsbedarfes errichtet wurden, nicht mehr durchgängig eingehalten werden. 

Häufig kann sogar die Überschreitung der thermischen Belastbarkeitsgrenze der bestehenden Nord-Süd-Verbindungen nur mit Hilfe aufwändiger und entsprechend kapitalintensiver Engpassmanagementmaßnahmen verhindert werden. Alle Experten sind sich darüber einig, daß diese außerordentlich schwierige Situation durch die Schließung der Lücken "Kainachtal - Südburgenland" ("Steiermarkleitung") und "Tauern - St.Peter" ("Salzburgleitung") im gesamtösterreichischen 380 kV-Ring bewältigt werden kann und daß die erforderlichen Maßnahmen aufgrund der zunehmend prekären Netzsituation möglichst rasch erfolgen müssen.

b) Abstimmung mit den berührten öffentlichen Interessen:

Daß das vorliegende Projekt weitgehend mit den berührten öffentlichen Interessen harmoniert, konnte bereits in dem vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit im Jahr 2003 durchgeführten Vorprüfungsverfahren, das nicht von der Konzentrationswirkung der UVP erfaßt wird, da es sich dabei nicht um ein erforderliches, sondern bloß um ein fakultatives Verfahren handelt,  festgestellt werden.

Das Projekt wurde - wie nun auch aus der Fülle der eingeholten Fachgutachten und der umfassenden Beurteilung im integrativen Gesamtgutachten hervorgeht - offenbar mit den in § 7 StWG aufgeführten öffentlichen Interessen abgestimmt und konnte ein Kompromiß gefunden werden, dem - teilweise unter Vorschreibung entsprechender Auflagen - aus fast allen relevanten Blickwinkeln zugestimmt werden kann. Wenn auch ein Prüfbuch, dessen Fehlen im Verfahren zu Recht als methodischer Mangel kritisiert wurde, die Aufgabe der Abstimmung des Projekts mit den berührten öffentlichen Interessen und die sowohl im StWG als auch im UVP-G geforderte gesamthafte Beurteilung des eingereichten Vorhabens deutlich erleichtert hätte, scheinen die diesbezüglichen gesetzlichen Vorgaben dennoch erfüllt zu sein. Stellungnahmen, die noch von den im Verfahren zu hörenden Vertretern der in § 7 StWG aufgeführten öffentlichen Interessen abgegeben werden, werden in die Entscheidungsfindung einzufließen haben.

Lediglich ein einziger Teilgutachter lehnt das Projekt aus dem Blickwinkel seines Fachgebietes (Fachbereich Raumordnung, Themenbereich III: Landschaftsbild) ab, indem er die eingereichte 380 kV-Leitung „Kainachtal - Wien Südost“, Teilstück „Kainachtal - Südburgenland“ in mehreren Bereichen als „nicht umweltverträglich“ einstuft. Freilich enthebt weder ein positives noch ein negatives Gutachten die Behörde von ihrer Verpflichtung, das jeweilige Gutachten hinsichtlich seiner Schlüssigkeit und der angewandten Methodik etc. zu überprüfen. 

Abgesehen vom formalen Aspekt, dass es niemals einem einzelnen Fachgutachter, sondern immer nur der Behörde zusteht, ein Projekt als „umweltverträglich“ bzw. „nicht umweltverträglich“ zu klassifizieren, und dieser Feststellung eine umfassende Betrachtung des jeweils zu beurteilenden Projekts aus allen dafür nach den Materiengesetzen vorgesehenen Blickwinkeln zugrundezulegen ist, steht es nach Lehre und Rechtsprechung zum StWG vollkommen außer Zweifel, dass einem energiewirtschaftlich notwendigen Projekt die Bewilligung nicht schon deshalb versagt werden kann, weil es mit einzelnen der in § 7 StWG genannten öffentlichen Interessen konfligiert. Dies muß umso mehr gelten, wenn die Nichtverwirklichung des Projekts (Nullvariante) - wie dies im UV-Gutachten klar und schlüssig zum Ausdruck kommt - keine vertretbare Möglichkeit darstellt und die als technische Alternative primär in Frage kommende Verkabelung - wie dies aus dem auch in diesem Punkt durchaus nicht unschlüssigen UV-Gutachten deutlich hervorgeht - aus technischen, medizinischen, forstlichen, geologischen und hydrogeologischen Erwägungen wesentlich schlechter zu bewerten ist als das eingereichte Projekt (Freileitung), da alle in Frage kommenden Erdkabelvarianten, wie die Gutachter festgestellt haben, gegenüber der Freileitung einen wesentlich größeren Eingriff in die Schutzgüter Gesundheit (EMF), Boden (Geologie) und Wasser (Hydrogeologie und Hydrologie) darstellen würden und die technische Realisierbarkeit, die Verfügbarkeit sowie der ausreichend zuverlässige Betrieb mangels Erfahrung mit derartig großen Kabelanlagen keineswegs gesichert erscheinen. Folgerichtig kommt auch das Teilgutachten der Energie-Control zu dem Ergebnis, dass die von Leitungsgegnern geforderte Verkabelung nicht dem Stand der Technik entspricht, was bei der Bewertung dieser von der VERBUND-APG AG geprüften technischen Alternative iSd. § 1 Abs.1 Z.3 UVP-G nicht unbeachtet bleiben sollte.

In diesem Zusammenhang ist auch deutlich darauf hinzuweisen, dass es keineswegs Aufgabe der UVP ist, Trassen bzw. Ausführungsvarianten zu suchen und auszuwählen, sondern vielmehr, zu beurteilen, ob ein eingereichtes Projekt - gegebenenfalls unter Vorschreibung entsprechender Auflagen - umweltverträglich ist oder nicht. Der UVP-Behörde ist es - ebenso wie der Behörde im starkstromwegerechtlichen Baubewilligungsverfahren - verwehrt, über den engen Rahmen des § 17 Abs.4 UVP-G hinausgehende projektsändernde Auflagen und insbesondere die Ausführung eines anderen als des eingereichten Projekts („aliud“) vorzuschreiben. Sie kann lediglich - allenfalls unter Vorschreibung entsprechender Nebenbestimmungen - das eingereichte Projekt genehmigen oder nicht genehmigen. Ebenfalls nicht unerwähnt soll bleiben, dass dann, wenn die Konsenswerberinnen  sich entschließen sollten, ein Kabelprojekt einzureichen, für dieses Projekt keine UVP erforderlich wäre und daher auch keine Genehmigungskompetenz der Landesregierung bestünde, sondern der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit in seiner Funktion als Genehmigungsbehörde nach dem StWG aktiv zu werden hätte. Damit wäre eine der Hauptforderungen der Gegner des vorliegenden Projekts (UVP) konterkariert.

c) Prüfung nach dem ETG:

Der Fachgutachter aus dem Gebiet der Elektrotechnik hat Auflagen- und Beweissicherungsvorschläge erstattet, die in das UV-Gutachten eingeflossen sind. Bei Befolgung dieser und der folgenden Auflagen scheint gewährleistet, dass das vorliegende Projekt vom Standpunkt der Normalisierung und Typisierung auf dem Gebiet der Elektrotechnik zu keinen Bedenken Anlass gibt und daher aus dem Blickwinkel des ETG genehmigungsfähig ist:

· Die Messung der Erdübergangswiderstände aller Anlagenteile bzw. Leitungsanlagenteile und eine Übermittlung der Messergebnisse an die Behörde gemeinsam mit der Fertigstellungsmeldung wäre vorzuschreiben.

· Da es erfahrungsgemäß nicht möglich ist, ein Projekt von der gegenständlichen Dimension zu 100,00 % einreichungskonform auszuführen, sondern sich die Notwendigkeit geringfügiger Änderungen auch noch im Zuge der Bauarbeiten ergeben kann, wäre vorzusehen, dass die Konsenswerberinnen auch berechtigt ist, geringfügige Änderungen des Projektes, soweit diese nicht die technischen Kennwerte nachhaltig im Sinne einer Minderung der elektrotechnischen Sicherheit oder der erhöhten Beeinträchtigung der im gegenständlichen Verfahren zu beachtenden Schutzgüter verändern, im Rahmen der Bauausführung vorzunehmen. 

· Die Übermittlung von Ausführungsplänen, aus denen die tatsächliche Bauausführung und allfällige baubedingte geringfügige Änderungen hervorgehen, an die Behörde wäre vorzusehen
(Dr. Matthias Neubauer)

167. Einwendung der BI St. Ulrich am Waasen, vertreten durch Dr. Petra Ernst-Kühr:
Mündliche Stellungnahme und Einwendungen der Bürgerinitiative

  St. Ulrich am Waasen gegen den Genehmigungsantrag zur 380kV-Freileitung der Verbund/APG – 

ad) Umweltverträglichkeitsgutachten i. A. der Ämter der Steiermärkischen Landesregierung und der Burgenländischen Landesregierung
Redebeitrag 1 – TOP Allgemeine Erörterung:

Sprecherin der Bürgerinitiative St. Ulrich am Waasen, Dr. Petra Ernst-Kühr. Ich spreche für die BI St. Ulrich a. W. und für mich selbst. Die Sitzordnung hier im Saal manifestiert ja recht deutlich, dass man mit den Bürgerinnen und Bürgern und mit den Bürgerinitiativen nicht auf gleicher Augenhöhe sprechen will. 

[Nach der Präsentation des eingereichten Projektes durch den Projektleiter der APG, Otto Wanz, und des UVG durch einen Vertreter des Amts der Steiermärkischen Landesregierung verweist der Verhandlungsleiter gegen den lauten Protest der anwesenden Bevölkerung das Kamerateam des ORF aus dem Saal]. Die Bürgerinitiative St. Ulrich beantragt, alle Medien sofort wieder zur Verhandlung zuzulassen.

Ich beantrage, die im Folgenden vorgetragenen Punkte der BI St. Ulrich im Protokoll festzuhalten. In all jenen Punkten, die die BI St. Ulrich in der Verhandlung nicht vorbringen kann, schließt  sich die BI den von den Gemeinden und Bürgerinitiativen eingebrachten Fachgutachten an, insbesondere jenem von Prof. Dr. Rainer Frentzel-Beyme (Bremen – ad) Humanmedizin. Außerdem wird eine schriftliche Stellungnahme zum UVG wird bis zum Ende der Auflagefrist eingereicht.

Als allgemeine Mängel des durch das Amt der Steiermärkischen Landesregierung vorgebrachten UV-Gutachtens sind zunächst zu nennen:

· Das UVG legt an keiner Stelle eine Bewertungsmatrix vor, die die Gesamtbewertung nachvollziehbar erscheinen lässt. Dies wird als schwerer Mangel konstatiert. Entsprechende Literaturhinweise kann ich dem Amt gerne zukommen lassen.

· Der Bearbeitungszeitraum mancher durch das Amt der Steiermärkischen und Burgenländischen beauftragten Fachgutachten ist so angesetzt, dass die Einwendungen der Bürgerinitiativen und der Gemeinden nicht im gebotenen Ausmaß berücksichtigt werden konnten. Das Gutachten von Dr. Guschlbauer, Univ.Prof. Dr. Neuberger und Dr. Moshammer (Humanmedizin) wurde z. B. 4 Tage nach dem Einlangen der über 1.500 Einwendungen vorgelegt, das Teilgutachten Biotope und Ökosysteme von Dipl. Ing. Fasching 1 Tag nach dem Einlangen der Einwendungen.

· Angesichts der Projektgröße muss generell die Einräumung von Mindestfristen für die BürgerInnen und Bürgerinitiativen in allen bisherigen Verfahrensschritten als unangemessen bezeichnet werden.

· Im UVG werden Teile der von den Ämtern beauftragten Fachgutachten in großen Teilen zitiert, ohne diese allerdings als Zitate kenntlich zu machen. Andrerseits werden – wie z. B. im Fachgutachten Humanmedizin von Guschlbauer et al.  –  durch die nicht vollständige Wiedergabe von Zitaten im UVG wichtige Hinweise ausgeblendet (z. B. S. 2-10, Anm. 3, oder „erhöhte Empfindlichkeit der Zellen“, S. 2-16). Dies ist methodisch falsch bzw. mangelhaft und irreführend. 

· Immer wieder werden im UVG angebliche wirtschaftliche Vorteile der 380-kV-Leitung für die Steiermark ins Feld geführt. Dies ist laut UVP-Gesetz dezidiert nicht Gegenstand der UVP und deshalb wird diese Vorgehensweise als schwerwiegender Mangel kritisiert. Wenngleich nur an einem Nebenschauplatz angesiedelt, soll in diesem Kontext eine unscheinbare Passage angeführt werden, die wirtschaftliche Ausgleichsmaßnahmen und die Zerstörung von Landschaft und Nutzflächen in einen Konnex bringt und betroffenen Waldbesitzern höhere Einnahmen suggeriert. Unter 4.1.3. Forstwirtschaft  heißt es: „Im Rahmen der  Projektabwicklung sollte in Zusammenarbeit mit der steiermärkischen Landeskammer für Land- und Forstwirtschaft (…) ein möglichst konzentrierter Holzverkauf durch Sammelverkaufsschlüsse angeboten werden, der dem bäuerlichen Kleinwaldbesitzer ermöglicht, bessere Holzpreise zu erzielen.“

· Wie schon in der UVE ist die immanente – wenngleich undurchschaubare Bewertungsmathematik des UVG zu bemängeln. (Stichwort: Gutachten von DI Kolb wird im Gesamtgutachten nicht entsprechend  berücksichtigt). Hier fällt einem unweigerlich Wilhelm Busch ein: Man merkt die Absicht und man ist verstimmt!

· Die Darlegungen zu Alternativen im Bereich der Verkabelung beziehen sich nicht auf die neuesten technischen Möglichkeiten und werden daher als unvollständig  zurückgewiesen. Die Nullvariante wird – mit Ausnahme des Gutachtens von Kolb - nur in Hinblick auf wirtschaftliche Vor- bzw. Nachteile dargelegt. Dies wird als schwerwiegender Mangel kritisiert. 

· Das UVG zieht sich – wie z. B. in 4.1.6. Energieversorgung - vielfach auf Behauptungen zurück, ohne Angabe von Literaturhinweisen oder Quellen.

· Das UVG ist von „weichen“ Formulierungen durchzogen; es scheint, dass die Ämter ihre direkte Verantwortung dadurch relativieren wollten.

· In der Zusammenfassung heißt es schließlich, dass die „vorteilhaften Auswirkungen des Vorhabens (überwiegen), weshalb davon ausgegangen werden kann, (…) dass das Vorhaben umweltverträglich ist“ (S. 242). Dem (nicht amtskundigen) Leser des UVG bleiben diese angeblich vorteilhaften Auswirkungen des Projekts in allen Teilen des UVG allerdings verborgen.  

· Das UVP-Gesetz bzw. die entsprechende Richtlinie des Rates vom 27. Juni 1985, geänd. d. Richtlinie 97/11/EG des Rates  vom 3. März 1997 verlangen die Identifikation, Beschreibung und Bewertung des beantragten Projekts hinsichtlich u. a. folgender Faktoren: Mensch, Fauna, Flora, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, Sachgüter und kulturelles Erbe sowie der „Wechselwirkung zwischen […] den genannten Faktoren.“ Eine Bewertung des beantragten Projekts hinsichtlich der anzunehmenden Wechselwirkungen zwischen o. g. Faktoren fehlt in der UVE sowie im gegenständlichen UVG völlig – und zwar für die gesamte Trasse ebenso wie für die Gemeinde St. Ulrich a. W. Dies wird als gravierender Mangel festgestellt.

· Die UVE zu gegenständlichem Projekt bzw. die UVP darf nach Auffassung der BI – nicht zuletzt ob der Größenordnung des Projekts - nicht isoliert betrachtet werden. In diesem Zusammenhang wird einerseits auf die Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme verwiesen, die in nationales Recht umzusetzen ist (Stichwort: Plan-UVP).  D. h. im gegenständlichen Fall wird eine strategische UVP verlangt, die die geplante 380kV-Leitung im Kontext eines österreichweiten nachhaltigen Energieaufbringungs- und Verteilersystems untersucht. Die schwerwiegende Kritik der BI St. Ulrich richtet sich gegen die Vorgangsweise der Verbund APG, die nach eigenen Angaben in Österreich einen geschlossenen Leitungsring in Teilstücken errichten will. Wurde ein Teilstück im Burgenland bereits ohne Durchführung einer UVP errichtet (!) – uns wurde berichtet, dass im Zuge dessen ein Behindertenheim überspannt wurde (!) -, führt ein weiteres geplantes Teilstück in Salzburg bereits zu Kontroversen. Das steirische Teilstück der 380kV-Leitung wird in der nun vorliegenden UVE jedoch als Einzelprojekt behandelt, obwohl die schrittweise geplante Realisierung der Teilstücke ganz offenkundig auf ein noch größeres Vorhaben verweist. Das widerspricht nach Auffassung der BI u. a. der Kumulationsbestimmung des UVP-Gesetzes 2000, da das Zusammentreffen der aus diesen (Teil-)Vor​haben resultierenden Auswirkungen Umweltschäden von nicht absehbarer Tragweite erwarten lässt. Dass darüber hinaus die geplante Errichtung eines 800-MW-Gaskraftwerkes in der Nähe von Graz u. a. als Teil der steirischen Energieversorgung im Mai 2004 von Verbundchef Haider in einem Radio-Interview des ORF/Ö1 dargestellt wurde, lässt als eine Konsequenz vermuten, dass der Verbundkonzern eine Plan-UVP bzw. die Kumulationsbestimmungen des UVP-G 2000 strategisch zu umgehen versucht. Auch hier ortet die BI einen schwerwiegenden Mangel. In diesem Zusammenhang wird z. B. auf die kürzlich erschienene Ausgabe der  Zeitschrift Energie – die ja durchaus als verbundfreundlich gelten kann -  verwiesen. Siehe Franz Artner, Gelebte Mängelstrategie, in: Energiereport, 8 (2004), S. 4 f.: „Den positiven UVP-Entscheid für die Hochspannungsverbindung erwartet der Verbund bis Jahresende. Die Vorbereitungen der UVP für Mellach sollen bis dahin auch einreichreif sein. Kommt ein 380-kV-Negativbescheid, könnte es sich der Verbund noch immer überlegen, für Mellach einen Standort in Slowenien zu suchen. Haider bekräftigte dieses Ansinnen anlässlich der Halbjahrespressekonferenz einmal mehr.“

Da das Umweltverträglichkeitsgutachten aus Sicht der BI St. Ulrich gravierende methodische, inhaltliche und fachliche Mängel aufweist und weiterhin im UVG die Einwendungen der BI vom 28. Juni 2004 kaum bzw. unzureichend behandelt wurden, wiederholt die BI St. Ulrich ihre Einwände in allen Punkten. 

Gleichzeitig stellt die BI den Antrag auf Verfahrensunterbrechung, bis tatsächlich alle Kritikpunkte ausgeräumt sind.  

Vielen Dank.

Montag, 18.10.2004

[Unterschrift]

Dr. Petra Ernst-Kühr [handschriftlich]

Für die Bürgerinitiative St. Ulrich a. Waasen [handschriftlich]

ANTRÄGE

der Bürgerinitiative

  St. Ulrich am Waasen in der mündlichen Verhandlung zum/gegen den Genehmigungsantrag zur 380kV-Freileitung der Verbund/APG 

Die Bürgerinitiative St. Ulrich am Waasen, vertreten durch ihre Sprecherin Dr. Petra Ernst-Kühr, stellt im Zuge der mündlichen Verhandlung vom 18.-20.10.2004 folgende Anträge: 

1. Die BI St. Ulrich a. W. beantragt die sofortige Zulassung aller Medien zur mündlichen Verhandlung.

2. Die BI St. Ulrich a. W. beantragt die schriftliche Behandlung aller ihrer Einwendungen vom 28.6.2004. Eine Sammelbearbeitung von Einwendungen kann nur für einzelne Bereiche wie z. B. ad) Alternativen gelten, da in den meisten Fachbereichen die je individuellen und spezifischen Bedingungen der Teilräume eine wichtige Rolle in der Beurteilung spielen. 

3. Die BI St. Ulrich a. W. beantragt ein Zusatzgutachten im Fachbereich Humanmedizin und allen damit verbundenen anderen Teilfachbereichen (wie Luft, Elektromagnetische Felder), in die eine ausführliche Darstellung des derzeitigen Forschungsstandes zum Thema der Ionisation von Staubteilchen eingehen muss. Die in der UVE und im UVG vorgelegten Gutachten berücksichtigen diesbezügliche Forschungen nicht und verzerren damit u. a. die Darstellung aktueller wissenschaftlicher Diskussionen.  

4. Die BI St. Ulrich a. W. beantragt die Offenlegung der je zugrunde liegenden Methode, der Bewertungsmethodik und Bewertungsmatrix in den Gutachten der UVE, in den Fachgutachten zum UVG und im UVG – und zwar für jeden einzelnen Fachbereich sowie für die Gesamtdarstellungen und –bewertungen. 

5. Die BI St. Ulrich a. W. beantragt aufgrund der methodischen, fachlichen und inhaltlichen Mängel in Gutachten der UVE, in Gutachten zum UVG und im Gesamtgutachten (UVG) für die Bereiche Forstwirtschaft, Naturschutz, Schall, Humanmedizin, Forstwirtschaft weitere Gutachten bzw. Ergänzungen zu den bereits vorhandenen Gutachten, die alle während des bisherigen Verfahrens beanstandeten Mängel zu berücksichtigen haben.

6. Die BI St. Ulrich a. W. beantragt für das UVG die Kenntlichmachung aller Zitate aus den Fachgutachten. 

7. Die BI St. Ulrich a. W. beantragt die Entfernung aller wirtschaftlichen Argumentationen aus der UVE und dem UVG sowie aus den Fachgutachten zum UVG, da sie nicht Gegenstand eines UVP-Verfahrens darstellen. Sollte diesem Antrag nicht stattgegeben werden, wird beantragt, auch alle volkswirtschaftlichen Argumente (Stichworte: Liegenschaftsentwertung,  ökologischer Wertminderung, Abwanderung etc.) zu berücksichtigen und in das UVG einzuarbeiten. 

8. Die BI St. Ulrich beantragt in Hinblick auf andere geplante Teilstücke der 380-kV-Freileitung sowie auf die von Vertretern der Verbund immer wieder öffentlich thematisierte Errichtung eines Gaskraftwerkes in Mellach eine Überprüfung des beantragten Projekts 380-kV-Freileitung in Hinblick auf die Kumulationsbestimmungen im UVP-G 2000 und allfälliger EU-Bestimmungen. 

9. Die BI St. Ulrich beantragt eine dem Projekt angemessene zeitliche und räumliche Untersuchung im für den Fachbereich Biotope und Ökosystem. Auf die Mängel in den entsprechenden Gutachten sowohl in der UVE als auch in den Fachgutachten zum UVG wurde sowohl in den schriftlichen Einwendungen – auch in jenen der BI St. Ulrich – sowie in der mündlichen Verhandlung am 19.10.2004  hingewiesen. 

10. Die BI St. Ulrich beantragt aufgrund der Vielzahl der methodischen und inhaltlichen Mängel in der UVE und in einzelnen Gutachten zum UVG sowie dem UVG eine Unterbrechung des laufenden Verfahrens, bis alle formulierten Mängel ausgeräumt sind.
11. Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da, wie aus den zahlreichen Einwänden zur UVE und zum UVG hervorgeht, schwerwiegende und irreversible Belastungen für Umwelt, Mensch und Natur zu erwarten sind. Diese Belastungen können auch weder durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden.
Dr. Petra Ernst-Kühr 

Für die Bürgerinitiative St. Ulrich am Waasen

Weiterhin wird beantragt, dass alle Antworten bzw. Stellungnahmen der Gutachter zum UVG und des Verhandlungsleiters sowie der Verfasser des UVG auf die Fragen und Stellung​nah​men der anwesenden BürgerInnen während der mündlichen Verhand​lung protokolliert werden. 

(Dr. Petra Ernst-Kühr)

168. Familie Krainz, Hammer und Laubenbacher in 8072 St.Ulrich a.W., Tropbach 24, vertreten von Eva und Karin Wagner:

Ich möchte für Frau Hammer eine Berichtigung im UVG, Seite 105, 3.Absatz dahingehend bekannt geben, dass es nicht Frau Hauer sondern Frau Hammer heißen muss.

(Eva Wagner)

169. Einwendung von Frau Roswitha Blaß, Sulz 132, 8321 St. Margarethen:
Ich wohne in unmittelbarer Nähe der Firma Müllex und der B 68 und jetzt sollen noch die Masten der 380 kV-Leitung kommen.

Ich hätte einen Bauplatz zu verkaufen, den mir natürlich niemand mehr abnehmen will. 

Was soll ich tun?

Nachträgliche Anmerkung und Anfrage:

Wer übernimmt die Kosten für die Wertminderung?

(Roswitha Blaß)

170. Einwendung von Bernd Prem, 8212 Gersdorf 145 (Mitglieder der BI Gersdorf):
Ich beantrage im Zuge der Bewertung des Gesamtgutachtens, dass, auch wenn nur 1 Gutachten als nicht umweltverträglich bewertet wird, auch das Gesamtgutachten als nicht umweltverträglich bewertet wird. Weiters sollen Alternativen, insbesondere die Erdver​kabelung, in die Verhandlung aufgenommen werden.

(Bernd Prem)

171. Stellungnahme von Herrn Josef Schreiber, Takern II, St.Margarethen a.d.Raab, vertreten von Herrn Adolf Ramminger:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung ( 2 Seiten) wird mündlich vorgetragen.

(Adolf Ramminger)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag.Holzer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

172. Einwendung von Ing. Franz Fuchs, Oberbuch 22, 8274 Buch/Hartberg:
Fuchs Franz Ing.
Oberbuch 22
8274 Buch / Hartberg

An 
Amt der Stmk. Landesregierung
FA 13A Abt. 5/III Natur und Umweltschutz
Landhausgasse 7
8010 Graz


Oberbuch am 20.10.2004

Betreff: Einspruch zu UVG
 Projekt „Steiermarkleitung“


 GZ: FA 13A 43.10-1429/04

Sehr geehrte Damen und Herren!

In Ergänzung zu meiner Stellungnahme vom 24.6.04 zur Genehmigung um den Bau der 380 kV Freileitung (Aktenvermerk Nr. 1387) erhebe ich nochmals Einspruch gegen das, der mündlichen Verhandlung von 18.10.04 bis 20.10.04 zu Grunde liegenden Umweltverträglichkeitsgutachten (UVG) in der vorgelegten Form mit folgender Begründung:

1. Die Lärmbelästigungen durch Koronaentladungen der Hochspannungsleitungen werden heruntergespielt und stellen lt. Gutachten nur mehr eine untergeordnete Rolle dar. Ich weise nochmals darauf hin, daß speziell der Großraum Hartberg eine verstärkte Nebelentwicklung hat, und dieser Effekt die bereits vorhandene starke Lärmentwicklung an der 380 kV Leitung noch zusätzlich verstärkt.

2. Meine bereits eingeräumten Einwände zur totalen Zerstörung des Landschaftsbildes und der Teilung der Landschaftsräume wurden im Gesamtgutachten nicht ausreichend dargestellt. Das darauf zielende negative Teilgutachten zum Bereich Landschaftsschutz wurde nur in beschönigter Form in das Gesamtgutachten aufgenommen. Die negativen Auswirkungen auf unsere aufstrebende Tourismusregion „Thermenland Oststeiermark“ wurden nicht ausreichend bewertet. 

3. Der totalen Entwertung der, an die Leitung angrenzenden Objekte und Grundstücke (und davon bin ich auch persönlich betroffen) wird in keiner Weise Rechnung getragen. Abgegolten werden lediglich Teile von Grundstücken, die direkt im Leitungskorridor liegen, und das, wie ich vernommen habe bereits im Vorfeld des Projektes mit unmanierlichen Keilermethoden und weit überhöhter Preisansätzen, mit dem Ziel die betroffenen Grundstückseigentümer ruhig zu stellen.

4. Die Beeinträchtigung auf die Gesundheit durch elektromagnetische Strahlung wird in den Teilgutachten ebenfalls heruntergespielt und im Gesamtgutachten nur mehr Ansatzweise erwähnt.

5. Der zu erwartende Verlust der Artenvielfalt der Tierwelt im Bereich der Leitung wird ebenfalls nur unzureichend im Gesamtgutachten dargestellt.

6. Die Funktion als Naherholungsgebiet (Wander- und  Radfahrwege  usw. ) für die Bewohner aber auch Touristen unserer Region gehen im Bereich der Freileitung total verloren. Eine Tatsache, die im Gesamtgutachten überhaupt nicht berücksichtigt und bewertet wurde.

7. Nach Anhörung der Teilgutachten bei der mündlichen UVP Verhandlung zu den Bereichen  „Energiebedarf“ , „Elektrotechnik“ und „Leitungsführung“ mußte ich weitere, für ein umweltverträgliche Projekt aber unbedingt erforderliche Prüfansätze vermissen.

a. Die Verkabelungsvariante wurde nur unzureichend geprüft. Eine wirkliche Kostenaufstellung für die Verkabelung und vor allem Gegenüberstellung zur Freileitung konnte nicht dargelegt werden.

b. Alternative Leitungswege, Einbindungen und Verstärkungen von bestehenden Leitungen (110kV und 220 kV) wurden überhaupt nicht in Erwägung gezogen.

c. Der gesamte Energiebedarf für die Steiermark beträgt 1/10 der Leistungskapazität dieser 380 kV Leitung. Die Folgerung daraus wäre, daß diese „Stromautobahn“ ausschließlich als Transitleitung für Stromlieferungen nach Südeuropa verwendet wird und die sogenannte Notwendigkeit für die Steiermark nur ein Vorwand zur Errichtung dieser Leitung ist.

d. Alternativenergien, der Ausbau bestehender Erzeugungskapazitäten und die Errichtung regionaler Kraftwerke (KKW) zur Abdeckung des notwendigen steirischen Energiebedarfs wurden bei der Erstellung dieses Gutachtens als Grundlage für eine umfassende Projektbewertung überhaupt nicht in Erwägung gezogen.

Ein weitere Vorteil bei Einbindung dieser regionalen Energieerzeuger wären die geringeren Leitungsverluste im Gegensatz zu den enormen Verlusten bei den langen Transferleitungen des 380 kV Systems.

e. Die Ausfallssicherheit erscheint in diesem Projekt, bei Mitführung der 110kV Leitung als noch problematischer wie der jetzige Zustand ohne 380 kV, da bei sämtlichen Servicearbeiten an der Freileitung aus Sicherheitsgründen sämtliche Netze abgeschaltet werden müssen.

Weiters ist die Anfälligkeit einer Freileitung durch Blitzschlag (die Oststeiermark ist das Gebiet mit der höchsten Blitzentladungsrate in Österreich) um ein wesentliches höher als bei einer Kabelvariante. Eine Tatsache, die im Gutachten ebenfalls nicht erwähnt ist.

Insgesamt erscheint mir gerade dieses Teilgutachten (Energiebedarf) sehr einseitig dargestellt. Es wäre daher im Sinne eines demokratischen Bürgerverständnisses sehr empfehlenswert ein weiteres umfassendes Gutachten, von einem wirklich unabhängigen und unbefangenen Sachverständigen einzuholen und für die Beurteilung des Gesamtprojektes heranzuziehen.

8. Volkswirtschaftliche Aspekte wurden nirgends dargestellt und scheinen weder in einem Teilgutachten noch in der gesamten Projektbewertung auf. Eine umfangreiche Darstellung mit Bewertung sämtlicher volkswirtschaftlich relevanten Aspekte wäre jedoch dringend notwendig und sollte unbedingt nachgefordert und zur Gesamtbeurteilung dieses Projektes herangezogen werden.

Es darf nicht sein, daß der Projektwerber riesige Profite beim Betrieb der Leitung über Netzleitungskosten lukriert, auf die Allgemeinheit (Steuerzahler) alle Unkosten abgewälzt werden und die regional betroffene Bevölkerung sogar noch mit den dadurch entstandenen Beeinträchtigungen leben muß.

Nach Darstellung des gesamten Umweltverträglichkeitsgutachtens bei der mündlichen Verhandlung vom 18.10.04 bis 20.10.04 möchte ich mich ergänzend zu den Einsprüchen der Gemeinden und Bürgerinitiativen anschließen und im Sinne einer lebenswerten Umwelt, auch für die nächst folgenden Generationen, um Entsagung einer Zustimmung zu diesem vorgelegten Projekt bitten.

Mit der Bitte um Berücksichtigung meiner Eiwände bei diesem Verfahren und in Erwartung einer wirklich umweltverträglichen Entscheidung verbleibe ich

mit freundlichen Grüßen
(Ing. Franz Fuchs)

173. Ergänzende Stellungnahme von Herrn DI.Augustin ERHART, 8321 St.Margarethen 137:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung ( 3 Seiten) wird mündlich vorgetragen.

(DI.August Erhart)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag.Holzer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

174.  Einwendung von Walter Promitzer, 8321 St. Margarethen/Raab, Zöbing 59:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 1) wird mündlich vorgetragen.

(Promitzer)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

175. Einwendung von Karl u. Christine Peheim, 8273 Ebersdorf, Wagenbach 16:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 2) wird mündlich vorgetragen.

(Peheim)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

176. Einwendung des Umweltanwaltes, vertreten durch Herrn Dipl.-Ing. Ulf Steuber:
Zum Thema Verkehrswesen:

Der Gutachter erklärt zur Einwendung des Umweltanwaltes nachfolgendes:

„Hinsichtlich der genauen Zufahrtswege zu den einzelnen Mastenstandorten werden im Projekt keine Angaben gemacht. Dies wird damit begründet, dass die dafür in vielen Fällen erforderlichen Gestattungen und Vereinbarungen über Straßen – und Wegbenützungen bzw. die Errichtung neuer Zufahrten sinnvollerweise erst nach einer behördlichen Genehmigung der Stützenstandorte durchgeführt werden können.“

Im Gesamtgutachten wird dieser Text wie folgt wiedergegeben:

„Zur Stellungnahme des Umweltanwaltes des Landes Steiermark wird ausgeführt, dass hinsichtlich der genauen Zufahrtswege zu den einzelnen Mastenstandorten im Projekt keine Angaben gemacht werden. Dies wird damit begründet, dass die Einreichung die Nutzung des sogenannten „Servitutsstreifens“ als Zufahrt umfasst.“

Diese beiden Aussagen widersprechen sich dahingehend, dass entweder die Nutzung des Servitutsstreifens als Zufahrt genannt wurde und somit Teil der Beurteilung zu sein hat, oder im Projekt diesbezüglich keine Angaben gemacht wurden. Aufgrund dieses Widerspruches ist mindestens eines der beiden Gutachten zu berichtigen.

Des weiteren erklärt der ASV, dass der Abtransport der gerodeten Bäume nicht Teil des Baustellenverkehrs sei. Da von Seite der APG keine zivilrechtlichen Vereinbarungen über den Abtransport des Holzes vorgelegt wurden, wird vom Umweltanwalt der Abtransport als Teil der Baumaßnahmen angesehen, weshalb die ca. 4.500 Lkw-Fahrten im Gutachten dem Baustellenverkehr zuzuordnen sind und eine Berücksichtigung erfordern.

(Dipl.-Ing. Steuber)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

177. Einwendung von Frau Dipl.-Ing. Marina Schuller, 8274 Oberbuch 40:
Ich spreche auch im Namen meiner Söhne Bertram Schuller, Nikolaus Schuller, meines Gatten Ing. Johannes Schuller und meiner Schwiegereltern Hans und Christine Schuller:

Während der UVP-Verhandlung vom 18. bis 20. 10. 2004 fiel mir eine Tatsache besonders auf:

Die Verhandlungsleitung ist nicht objektiv, vielmehr bemüht sie sich nicht einmal den Anschein von Objektivität zu wahren. Ich halte dieses Verfahren schon deshalb als unzulässig, da ich die Verhandlungsleitung als befangen ansehe. Es kann nicht Methode eines demokratischen Staates sein,  Gegengutachten mit subjektiv abwertenden Aussagen abschmettern zu wollen. Weiters ist sehr deutlich geworden, dass die Teilgutachten zum Teil unvollständig, nicht dem UVP-Gesetz entsprechend, ausgefallen sind und außerdem willkürlich interpretiert wurden. 

Ich halte den Bau dieser Leitung für sehr beunruhigend, nämlich  auch deshalb, weil die Bestrebungen alternative Energiequellen zu erschließen, für die Zukunft völlig unterbunden werden. Der Verbund, der nicht mehr produzieren will, wird alle Förderungen zur Nutzung örtlich vorhandener Ressourcen unterbinden. Ich halte es unserer Jugend gegenüber für unverantwortlich ihre Arbeitsplätze, ihre Landschaft, ihr Erbe, ihre Gesundheit,  etc. aufs Spiel zu setzen und ihr Abhängigkeit vom Atomstrom zu bescheren.  

Es ist für mich unverständlich, warum Bemühungen von Seiten der betroffenen Bürger sich auf Ebene einer Erdverkabelungslösung zu treffen, in schroffer Weise blockiert wurden. Es durfte das Thema „Erdkabel“  in der Verhandlung nicht einmal mehr angesprochen werden. 

Anmerkung Bertram Schuller, 13 Jahre:

Ich finde es inakzeptabel diese Leitung, inkl. ihrer nicht vorhersehbaren Auswirkungen, durch unseren Lebensraum zu führen.

(D.I. Marina Schuller)


(Bertram Schuller)

178. Stellungnahme von Herrn Dipl.-Ing.Karl Huber, 8265 Blaindorf 14:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung ( 3Seiten) wird mündlich vorgetragen.

(Dipl.-Ing.Karl Huber)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag.Holzer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

179. Ergänzende Stellungnahme der BI St.Margarethen, vertreten durch Mag.Karin Erhart-Auner, 8321 St.Margarethen a.d. Raab 137:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (2 Seiten) wird mündlich vorgetragen.

(Mag.Karin Erhart-Auner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag.Holzer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

180. Stellungnahme der BI St.Margarethen, vertreten durch Mag.Karin Erhart-Auner, 8321 St.Margarethen a.d. Raab 137:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (20 Seiten) wird mündlich vorgetragen.

(Mag.Karin Erhart-Auner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag.Holzer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

181. Einwendung der BI St. Ulrich am Waasen, vertreten durch Dr. Petra Ernst-Kühr:
Mündliche Verhandlung am Mittwoch, dem 20.10.2004

Fragen zu den Fachbereichen Raumordnung, Landschaft, Bauangelegenheit, Kulturgüter der BI St. Ulrich a. W., vertreten durch die Sprecherin Dr. Petra Ernst-Kühr

Im Rahmen des Entwicklungsleitbilds „Stiefingtal“ kommt der Gemeinde St. Ulrich a. W. die Leitfunktion „Erholung“ zu. (siehe auch 1/S.47) Der Gutachter der UVE räumt der Gemeinde in der Gesamtbewertung „Sensibilität hoch“ ein (2/S. 32). Auch die Eingriffserheblichkeit (2/S. 159) sowie die Auswirkungen des Vorhabens auf den Siedlungsraum werden mit „hoch“ eingestuft (2/S.164 und S. 195). Das gesamte Projekt hingegen wird auch in diesem Fachbereich (Teilbereich „Siedlungsraum und Ortsbild“) mit „umweltverträglich“ bewertet, was die BI St. Ulrich a. W. vehement zurückweist. Auch für den Teilbereich „Landschaftsbild“ werden die Eingriffserheblichkeit und Auswirkungen mit „hoch“ (3/S.136) bewertet. Ebenfalls mit „hoch“ werden Eingriffserheblichkeit und Auswirkungen für den Teilbereich „Freizeit/Erholung und Tourismus“ (4/S. 90) bewertet.

Obwohl St. Ulrich a. W. als einzige betroffene Gemeinde im FB Raumordnung hinsichtlich der Auswirkungen in drei von vier möglichen Kategorien als „hoch“ eingestuft wird, wird die „Vorhabensrealisierung“, von der St. Ulrich a. W. als eine Standortgemeinde betroffen wäre, mit „umweltverträglich“ eingestuft. 

Frage an die Herren DI Opl und Eichberger: Tragen Sie diese Bewertung „umweltverträglich“ aus der UVE mit? Wenn ja, erklären Sie mir bitte als Fachmann, wie eine solche Bewertung (auch methodisch) zustande kommen kann?

Eine Anmerkung zum Thema „Arbeitsplätze“, die im Vortrag von Herrn DI Opl angesprochen wurde. Wenn Sie offenkundig eine Opposition aufmachen, Arbeitsplätze „Genussregion“ – gemeint sind wohl Klein- und Mittelbetriebe sowie bäuerliche Betriebe – vs. Arbeitsplätze im Großraum Graz, führt sich das unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit nicht nur angesichts der jüngsten Diskussionen um die Strategien internationaler Großkonzerne selbst ad absurdum. Gekoppelt wird dieses Argument aber immer wieder mit dem angeblichen Bedarf für die Steiermark. So auch in den Ausführungen von Herrn Dipl.-Ing. Opl. Vorher hörten wir aber auch endlich seitens der APG, dass das Thema „Bedarf“ nicht Gegenstand der UVP ist. Ich frage nicht mich sondern Sie, warum dann in der UVE sowie im UVG immer wieder auf den Bedarf – und das auf breitem Raum – abgehoben wird. 

Hier bitte ich, die Antwort von Herrn Dr. Wiespeiner ins Protokoll aufzunehmen.

· Warum fordern Sie, Herr Dipl.-Ing. Opl, nur Ausgleichsmaßnahmen nach § 17 Abs.4 UVP-G 2000 nur bei den zwei mit Eingriffserheblichkeit „sehr hoch“ klassifizierten Gemeinden, nicht bei den 5 mit „hoch“ eingstuften Gemeinden? Wie ist das fachlich zu rechtfertigen? Daran anschließend an die Verfasser des UVG die Frage, an welcher Stelle finden sich die von Herrn Dipl.-Ing. Opl vorgeschlagenen Ausgleichs​maß​nahmen im UVG?

· Die Herren Dipl.-Ing. Opl und Dipl.-Ing. Eichberger sehen in großen Teilen des Projektes erhebliche Eingriffserheblichkeiten des Projektes für die von ihnen begutachteten Fachbereiche. Warum diskutieren Sie in Ihren Gutachten nicht – wie Ihr Kollege Dipl.-Ing. Kolb – unter Darlegung zumindest Ihrer per​sön​lichen Bewertungs​maßstäbe, wie sich die in der UVE kurz angeschnittenen Alternativen Verkabelung und Nullvariante in Ihren Bereichen auswirken würden?

· Unter Abwägung aller von Ihnen im Gutachten angeführten Parameter und Sach​verhalte frage ich die Herren DI Opl und DI Eichberger: Halten Sie das Projekt 380 kV-Freileitung für Ihre Fachbereiche für umweltverträglich?

· Werden die Antworten der Gutachter und des Verhandlungsleiters im Protokoll aufge​​nommen? (Dr. Wiespeiner: Nein) Dann beantrage ich hiermit die Protokollierung aller Antworten auf meine obigen Fragen. 

(Dr. Petra Ernst-Kühr)

182. Einwendung von Fr. Mag. Sonja Tautscher, Fünfing 18, 8261 Sinabelkirchen:
Man ist vor Überraschungen nie gefeit. Im vorliegenden Fachbereich Verkehr wurden alle verkehrsrelevanten Aspekte behandelt. Da aber wie gesagt, nie ausgeschlossen ist, dass es zu Überraschungen kommt, frage ich den Gutachter, welche Sekundäreffekte, die durch den Bau entstehen würden, untersucht wurden. 

Antwort des Gutachters:

Welche Sekundäreffekte meinen Sie?

Sehr geehrter Herr Gutachter:

Wenn diese geplante Leitung gebaut werden sollte, sind quer gestellte Traktoren von Anrainern auf Zufahrtsstraßen sehr wahrscheinlich; oder Mähdrescher, Schneepflüge und landwirtschaftliche Geräte aller Art. Haben Sie Auswirkungen von Verkehrsbehinderungen dieser Art untersucht?

Antwort des Gutachters:

Nein

Sehr geehrte Damen und Herren!

Da dieses Bauvorhaben in der Bevölkerung keinerlei Akzeptanz findet, beantrage ich, dass derartige Einflüsse auf das Verkehrsgeschehen berechnet werden und in das Umweltverträglichkeitsgutachten eingehen.

 (Tautscher)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

183. Einwendung der BI Krumegg, vertreten durch Ing. Heinz Christian Brünner:
Die BI Krumegg stellt - basierend auf den bisherigen Einwänden und der gegenständlichen mündlichen Verhandlung - die nachstehenden 

ANTRÄGE:

1.) Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da wie aus den Einwänden zur UVE und zum UVG hervorgeht, schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

2.) Wir stellen daher den Antrag, die Behörde solle zur Bewertung der Steiermarkleitung als auch der Alternativen, eine volkswirtschaftliche Studie in Auftrag geben, die unter Einbeziehung der gesamten Grundentwertung (inklusive jener Grundstücke, die außerhalb der Entschädigungszone liegen und durch das gegenständliche Projekt eine Entwertung erfahren) in den Standortgemeinden (bzw. bei Sichtkontakt auch der Nachbargemeinden) die verschiedenen Alternativen (Investitionen, Betrieb, etc.) vollständig beurteilt.

3.) Es wird beantragt, die Behörde solle ehestens eine fachliche Auseinandersetzung mit unserer Einwendung zum Thema Ethik durchführen, zumal Ethik eine anerkannte Wissenschaft ist, und der BI Krumegg hernach das entsprechende Gutachten zur Einsicht und Stellungnahme zu übermitteln.

4.) Weiters wird beantragt, die Behörde solle vor der Entscheidungsfindung zur Abschätzung der optischen Auswirkungen, vor allem in den sensiblen Bereichen, die Visualisierung der Leitungstrasse gemäß den Plänen der Projektwerber mittels professioneller Fotomontagen und Computersimulationen beauftragen.

5.) Es wird beantragt, dem Projektwerber gemäß § 17 Abs. 4 UVP-G 2000 im Bereich des Gemeindegebietes von Krumegg eine Verkabelung vorzuschreiben.

6.) Es wird beantragt, die Behörde solle den Auftrag für den Humanmedizinischen Fachbereich derart konkretisieren, dass die Frage der Oberwellen im Lichte der Humanmedizin wissenschaftlich geklärt wird.

7.) Es wird beantragt, die Behörde solle im Falle eines positiven UVP Bescheides, die Kontrollbehörde beauftragen, diesen Umstand, dass die Leitung für den steirischen Strombedarf gebaut wurde, nach einer eventuellen Realisierung einer 380 kV-Leitung (unabhängig davon ob Freileitung oder Erdkabel) zu kontrollieren, und der BI Krumegg darüber Bericht zu erstatten. 

8.) Es wird der Antrag gestellt, die Behörde solle vor der Entscheidungsfindung ein weiteres hydrologisches Gutachten beauftragen.

9.) Es wird beantragt, die Behörde solle ehestens eine fachliche Auseinandersetzung mit unserer Einwendung zum Thema Ornitologie durchführen, und der BI Krumegg hernach das entsprechende Gutachten zur Einsicht und Stellungnahme zu übermitteln.

10.) Es wird der Antrag gestellt, die Behörde solle vor der Entscheidungsfindung die Wortmeldungen während der mündlichen Verhandlung von Prof. Frentzel-Beyna würdigen und ebenso wie die Gutachten der Amtsachverständigen zur Entscheidungsfindung heranziehen.

11.) Es wird daher der Antrag gestellt, die Behörde solle vor Entscheidungsfindung überprüfen, ob es nicht doch schon technische Möglichkeiten in Europa (z.B. Fa. Pirelli) gibt, das Magnetfeld von erdverlegten Höchstspannungskabeln zu reduzieren. Wenn es derartige technischen Möglichkeiten gibt, dann sollen die relevanten Gutachter, insbesondere der Sachverständige zum Fachbereich „Humanmedizin“ neuerlich beauftragt werden, die Variante Erdkabel unter diesen Gesichtspunkten zu prüfen, und hernach das Teilgutachten und das UVG zu korrigieren.

12.) Es wird der Antrag gestellt die Behörde solle vor der Würdigung der Aussagen der Teilgutachter im Bezug auf das Erdkabel die sicherlich vorhandenen Sachverständigen Gutachten aus den Genehmigungsverfahren für die Trans-Adria-Pipelines 2 und 3 heranziehen, und die getroffenen Aussagen der Teilgutachter damit zu überprüfen.

13.) Es wird der Antrag gestellt, die Behörde solle die Bewertung der Auflagenvorschläge der Fachbereiche Luftfahrt und Wildbiologie und Jagd durch die ASV für Raumordung, Landschaftsbild und Naturschutz beauftragen, und die diesbezügliche Ergänzung ihrer Gutachtens vor Entscheidungsfindung an die BI Krumegg zur Stellungnahme übermitteln.

14.) Die Bürgerinitiative Krumegg stellt weiters Antrag, die Sachverständigen der 26 Teilgutachten sollen heute im Zuge der mündlichen Verhandlung - gemäß Seite 38 des Rundschreibens des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft zur Durchführung des UVP-Gesetzes 2000 (GZ 11 4751/4–I/1U/2001) vom 30. Mai 2001 – in der Form zum UVG Stellung nehmen, dass sie jetzt einzeln zum Ausdruck bringen, ob sie das UVG in der vorliegenden Form bezogen auf ihre Teilgutachten, und Auflagenvorschläge der anderen Sachverständigen mittragen können oder nicht. 

15.) Ergänzend zur bereits unter 8.) abgegebenen Stellungnahme stellen wir den Antrag auf Nachbesserung des Teilgutachtens 13 Energiewirtschaft, und um Übermittlung an die BI Krumegg zur Stellungnahme vor Entscheidungsfindung.

16.) Es wird der Antrag gestellt die Behörde solle aufgrund § 7 AVG das Verfahren wegen Befangenheit abtreten. Die detaillierten Ausführungen dazu sind in unserer schriftlichen Stellungnahme enthalten.

17.) Nach der Verweisung des Kamerateams durch den Verhandlungsleiter Dr. Michael Wiespeiner stelle ich daher den Antrag auf Wiederzulassung der bild- und tongebende Medien, da es sich bei der mündlichen Verhandlung um eine öffentliche Verhandlung, die nicht nur den Parteien gem. §19 UVP-G 2000 zugänglich ist, handelt.

18.) Es wird der Antrag gestellt, die Behörde solle das Gutachten von DI Fasching ergänzen lassen, und der BI Krumegg zur Stellungnahme vor Entscheidungsfindung zu übermitteln.

(Ing. Heinz-Christian Brünner)

184.  Einwendung von Ing. Hannes Tripp für die Bürgerinitiative Mellach, Am Birkengrund 6, 8072 Mellach:
Wir geben zu Protokoll, dass wir es ausdrücklich ablehnen, dass das bei der Registrierung zur Verhandlung erhobene Adressmaterial seitens der Landesregierung an Dritte (im Speziellen an die Verbund/APG) weitergegeben wird. Meines Wissens nach schließen sich die anderen Bürgerinitiativen dieser Aussage an. 

Sollte dies nicht wie gefordert unterbleiben, dann werden wir den Vorfall der Datenschutzkommission melden und etwaige strafrechtliche Schritte in die Wege leiten. 

Im übrigen verweisen wir darauf, dass dadurch das verfassungsrechtlich gewährleistete Grundrecht gem. § 1 DSG verletzt wird, weshalb wir uns weitere andere rechtliche Mittel vorbehalten.

(Ing. Tripp)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

184. Einwendung von Frau Mag. Sonja Tautscher, Fünfing 18, 8261 Sinabelkirchen

zur Energiewirtschaft/Gutachten der E-Control

Ich beantrage die vollständige Aufnahme ins Protokoll:

2

Bei der Behandlung des Kapitels Landschaft hat der Vertreter der Verbund/APG die Meinung vertreten, dass in diesem Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren nicht Varianten geprüft werden dürfen, sondern nur das eingereichte Projekt der 380kV-Leitung der „Nullvariante“ gegenüber gestellt werden darf.

Gerade diese Nullvariante wurde aber bisher nicht definiert. Die diesbezügliche Frage des von mir Bevollmächtigen DI Gottfried Weißmann zum Gutachten der E-Control bzw. die im Umweltverträglichkeitsgutachten enthaltenen Unklarheiten über die Nullvariante konnten bisher nicht beantwortet wurden.
Im Gutachten der E-Control wird zwar ausführlich auf das neue Problem hoher Windkraft-Kapazitäten im Nordosten Österreichs eingegangen, auch auf überproportionale Stromverbrauchszuwächse in der Steiermark, aber nur oberflächlich auf die bestehenden Stromerzeugungskapazitäten in der Steiermark und speziell im Raum Graz.

Der erwartete Stromerzeugungs-Überschuss im Nordosten durch neue Windkraftwerke kann für sich alleine betrachtet noch kein Versorgungsproblem und keine Notwendigkeit für neue Leitungstrassen darstellen.

Ein versorgungstechnisch günstiger Ausgleich zwischen bestehenden Speicherkraftwerken im Westen Österreichs (Kaprun, Malta etc.) kann durchaus eine energiewirtschaftliche sinnvolle Maßnahme darstellen. Eine Ableitung und sachliche Begründung einer derartigen Maßnahme ist im Gutachten der E-Control aber in keiner Weise enthalten. 

Die direkteste Verbindung zwischen geplanten Windkraftwerken im Nordosten Österreichs und den großen Speicherkraftwerken im Südwesten wäre eine Leitung etwa über Hessenberg – Weißenbach, etwas länger wären Leitungstrassen über Ernsthofen – Weißenbach oder eine neue Trasse zwischen Zeltweg und dem Kraftwerk Malta; 

Die relativ längsten Verbindungen bzw. Trassen würden über Salzach und St. Peter verlaufen oder aber über die Oststeiermark (siehe Abb. 1 im Gutachten E-Control).

Regelzonen:

Für eine Verbindung zwischen neuen Windkraftwerken im Nordosten und Speicherkraftwerken im Westen Österreichs wäre auch eine Gesamtbetrachtung Österreichs zulässig. Im Gutachten der E-Control wurden aber allfällige weitere Verbindungen zu Speicherkraftwerken im Westen Österreichs nicht geprüft sowie die „Regelzonen“ im Westen Österreichs - Tirol und Vorarlberg - völlig willkürlich ausgeklammert (Abb. 8 im Gutachten).

Auswirkungen bei Störungen im Ausland im Gegensatz zur Ausklammerung der westlichen österreichischen Bundesländer werden im Gutachten der E-Control Verbindungen zwischen dem Versorgungsschwerpunkt Wien und den nördlichen und östlichen Nachbarstaaten sehr wohl berücksichtigt und sogar die Hochspannungsleitung zwischen Ungarn und Kroatien mit berücksichtigt (Abb. 9). Die Abgrenzung des Untersuchungsraumes ist somit völlig willkürlich und es werden in diesem Gutachten nicht Lösungen für bestehende Probleme gesucht, sondern es wird der Eindruck erweckt, dass Probleme gesucht werden, für die die Antwort nur der Bau der 380kV-Leitung durch die Oststeiermark sein kann.

Versorgungssicherheit

Einerseits wird bei der Darstellung des Problems auf die überproportionale Zunahme des Stromverbrauchs in der Steiermark hingewiesen, gleichzeitig aber verschwiegen, dass der Sprung im Zuwachs bereits in den Jahren 1990 und 1991 erfolgte und seither der Zuwachs in der Steiermark durchaus dem österreichischen Durchschnitt entspricht. Weiters wird zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit lediglich das Projekt der Hochspannungsleitung geprüft. 

Andererseits wird aber die Nullvariante (bestehende Kraftwerke und Leitungen ohne 380kV-Projekt) nirgends dargestellt oder auch nur definiert und darüber hinaus – im Gegensatz zum Wesen einer Nullvariante – werden sogar Schließungen von bestehenden Kraftwerken angenommen (zB Voitsberg 3 mit 300 Megawatt) und bestehende Kraftwerke überhaupt nicht berücksichtigt (zB Kraftwerk Puchstraße in Graz mit 300 Megawatt). 

Varianten wie etwa eine längere Betriebsdauer für Voitsberg 3 oder eine neuerliche Stromproduktion aus dem Kraftwerk Puchstraße (nicht nur zur Spitzenabdeckung) werden überhaupt nicht geprüft. Diese Varianten müssten aber in jedem Fall für die nächsten Jahre kostengünstiger sein als die Neuerrichtung der geplanten 380kV-Leitung. Eine Nichtberücksichtigung von solchen Szenarien wie der Betrieb der Kraftwerke Voitsberg 3 und Puchstraße (weit über 500 Megawatt) führen aber zumindest zu falschen Schlussfolgerungen. 

Durch die Reduzierung der möglichen Stromproduktion in der Steiermark aus bestehenden Kraftwerken (ist gleich Nullvariante!) wird sogar die Grundlage des Gutachtens der E-Control verzerrt und es werden somit in diesem Gutachten mit der 380kV-Leitung Szenarien vorgeschlagen, die auf einer wesentlich geringeren Stromproduktion in der Steiermark basieren, als dies mit relativ geringem Aufwand möglich wäre.

Eine Veränderung der derzeit in Betrieb stehenden Kraftwerke in der „Nullvariante“ stellt eine unzulässige Vorgangsweise dar. Es müsste zumindest explizit das geplante Szenario mit den Kraftwerksschließungen dargestellt und diese Notwendigkeit klar begründet werden. Zusätzlich müsste diese Veränderung der Beurteilungsgrundlage in jedem Fall in das Gutachten einfließen. 

Es wird somit der Antrag gestellt, dass zumindest der Unterschied zwischen dem tatsächlichen Ist-Zustand und dem (davon abweichenden) dem Gutachten der E-Control zugrunde liegenden Szenario (mit geplanten KW-Schließungen und Verzicht auf den Einsatz von bestehenden Kraftwerken klar dargestellt wird.

Wenn finanziell bzw. energiewirtschaftlich günstigere Varianten - wie die vorhin genannte längere Einsatzdauer für die Kraftwerke Voitsberg 3 und Puchstraße - vorsätzlich ausgeklammert werden, müsste dies vom Rechnungshof oder anderen Prüfinstanzen kontrolliert und verfolgt werden.

Die Frage bezüglich Erklärung der Differenzen zwischen den derzeit bestehenden Kraftwerken im Raum Steiermark und der im Gutachten enthaltenen Nullvariante (Bestand ohne 380-KV-Leitung ?) wurde an den anwesenden Gutachter Kapetanovic gestellt, aber weder in seiner Replik und – trotz entsprechender Bitte und Urgenz – auch seither nicht beantwortet.

Die zusammenfassende Aussage des Gutachtens in Pt. 2.1.6 „Nullvariante“, wonach die Nullvariante „keine akzeptable Option für die mittel- und langfristige energiewirtschaftliche Entwicklung sowohl in den betroffenen Regionen – insbesondere Südsteiermark – als auch in Österreich“ darstellen würde, kann nach den logischen Denkgesetzen nicht den Tatsachen entsprechen, da die derzeit bestehenden Kraftwerke im Raum Steiermark dzt. sogar noch erhebliche Reserven aufweisen, da einige davon (z. B. Voitsberg 3 und Graz-Puchstraße) meist nur einige Wochen im Lauf eines Jahres im Einsatz sind. Also muss zumindest mittelfristig ein stärkerer Einsatz einiger Kraftwerke (mit erheblicher Produktionskapazität) und damit eine mittelfristig akzeptable Option möglich sein. Das KW Graz-Puchstraße ist z. B. erst vor etwa 10 Jahren mit etwa 300 Mio. Schilling Finanzaufwand auf Gasbetrieb um- und ausgebaut worden, die nach dem Umbau mögliche elektrische und kalorische Kapazität wird aber seither nicht ausgenutzt, Teile des Kraftwerkes wurden seither sogar wieder abgebaut. (Auch die angebliche Rücksichtnahme auf die Luftreinhaltung im Raum Graz kann nicht den Tatsachen entsprechen, da dieses KW zwar etwa 11 Monate nicht eingesetzt wird, in den Zeiten mit den niedrigsten Außentemperaturen – aber auch mit der schlechtesten Luftqualität – aber sehr wohl). 

Auch die Frage nach den jahreszeitlichen Unterschieden in der Versorgungssicherheit der Steiermark (bzw. des Raumes Graz) wurde weder gleich noch seither beantwortet. Derzeit weist die Steiermark in den Wintermonaten durch den hohen Anteil an kalorischen KW in den für die Versorgungssicherheit schwierigeren Wintermonaten einen höheren Anteil an Eigenversorgung (und damit einen geringeren Bedarf an Übertragungskapazitäten) auf als andere Bundesländer. Dies ist insofern von Bedeutung, als die für die Stromversorgung der Steiermark dzt. wichtigeren Hochspannungs-Übertragungsleitungen in den Monaten (im Sommerhalbjahr) mit geringem Einsatz an kalorischen KW eine Übertragung von den Inn-, Enns- und oberösterreichischen Donaukraftwerken ermöglichen müssen und für derartige Stromübertragungen die geplante 380-KV-Leitung ziemlich ungeeignet wäre. 

Es wurde während der Verhandlung mündlich um ein Eingehen auf diese Problematik ersucht, was nicht erfolgt ist und daher jetzt auch schriftlich 

der Antrag gestellt wird, dass entweder das vorliegende Gutachten der E-Control um die für die Sicherheit der Stromversorgung der Steiermark dzt. tatsächlich relevanten Szenarien bzw. Zeiträume außerhalb der Einsatzzeiten der kalorischen KW ergänzt wird oder für eine Beurteilung dieser tatsächlichen Stromversorgungsengpässe geeignete Gutachten von der Behörde eingeholt, den Beteiligten zur Stellungnahme übermittelt und sodann der endgültigen Beurteilung zugrunde gelegt werden.

Für den Fall einer Verschärfung des angenommenen Engpasses bzw. für den Fall, dass die eingereichte 380-KV-Leitung nicht realisiert werden kann, wird im Gutachten der E-Control eine Auftrennung des jetzt gemeinsamen Übertragungsnetzes im Osten Österreichs in einen nördlichen und einen südlichen Teil gefordert - S. 21 ff. (Im rechtlichen Rahmen einer UVP kann dies sicher eine sinnvolle Variante darstellen.) Die daran anschließende Feststellung, wonach sich dadurch hohe Strompreisunterschiede zwischen dem Nord- und Südteil ergeben würden, wurden einerseits nicht abgeleitet oder näher begründet, waren aber offensichtlich wesentlich (oder sogar ausschlaggebend) für die anschließende Beurteilung in den Kap. 1.6 und 1.7 – Zusammenfassung. Für die rechtliche Beurteilung im Rahmen einer UVP ist eine Priorität dieser Kostenargumente jedenfalls unzulässig und ist von der Behörde entsprechend zu werten.

Berücksichtigung der „UCTE-Regeln“: Einen hohen Stellenwert nehmen in vorliegenden E-Control-Gutachten auch Verweise auf die notwendige europäische Versorgungssicherheit ein (S. 27 ff.). Es wird dankenswerterweise auch auf deren gegenwärtigen Status verwiesen: diese „UCTE-Regeln“ sind derzeit Vorschläge, haben Entwurfscharakter, werden sicher künftig (in einer noch nicht bekannten Form) eine hohe Bedeutung aufweisen, können derzeit aber nicht Rechtsgrundlage sein und auch nicht ausschlaggebendes Kriterium für die Schlussfolgerungen im vorliegenden Gutachten und auch nicht im Gesamtgutachten sein.

Sonja Tautscher

Graz, 20. Oktober 2004

185. Einwendung von Herrn Dipl.-Ing. Albin Krenn, 8010 Graz, Salzamtsg. 7, betroffener Grundeigentümer und BI Krumegg:

In der heutigen mündlichen Verhandlung habe ich Herrn Mag. Rauch befragt, ob er für die Beurteilung des Gutachtens „Jobstmann“ zuständig sei. Diese Frage wurde bejaht. Ich habe den letzten Absatz der Seite 3 vorgelesen und gefragt, ob der Inhalt dieses Satzes auf ein sachverständiges Urteil des Verfassers schließen ließe. Diese Frage wurde von Herrn Mag. Rauch bejaht. Ich habe ihm vorgehalten, dass ich in meiner Eingabe vom 25.6.2004 bereits Zweifel an den Darstellungen „Jobstmann“ schriftlich geäußert habe und festgehalten, dass diesen Einwendungen von Herrn Mag. Rauch unzureichend Rechnung getragen wurde. Grundsätzlich stelle ich die geologische Beurteilung des Untergrundes und die ausreichende Bezeichnung der Kriechhänge in Frage. Ich habe festgestellt, dass nach meiner Ansicht die volle Heranziehung eines Gutachtens des Projektswerbers trotz begründeter und detaillierter Einwendungen, zumindest fahrlässiges Verhalten eines ASV darstellt und die Rechtswirksamkeit seines Gutachtens in Zweifel bringt.

(D.I. Krenn)

186.  Einwendung von Mag. Erhart-Auner Karin, 8321 St. Margarethen/R. 137:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 3) wird mündlich vorgetragen.

(Erhart-Auner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Holzer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

187.  Einwendung von Frau Menapace Monika, Kroisbach 46, 8321 St. Margarethen/R.:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 1) wird mündlich vorgetragen.

(Menapace)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Holzer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

Redebeitrag 2 – TOP Elektrotechnik, Humanmedizin:

189. Mündliche Stellungnahme und Einwendungen der Bürgerinitiative

  St. Ulrich am Waasen gegen den Genehmigungsantrag zur 380kV-Freileitung der Verbund/APG – 

ad) Umweltverträglichkeitsgutachten i. A. der Ämter der Steiermärkischen Landesregierung und der Burgenländischen Landesregierung
Redebeitrag 2 – TOP Humanmedizin:

Die schwierige Forschungssituation hinsichtlich der Auswirkungen von EMF auf die menschliche Gesundheit sollte sich generell i. d. Fachgutachten widerspiegeln; das tut sie derzeit nicht, was von der BI als gravierender Mangel zurückgewiesen wird. Wenn Sie weiterhin auf die Schweizer Vorsorgewerte referieren, die noch dazu in Österreich ja gar nicht gesetzlich verankert sind, sollte gleichzeitig darauf hingewiesen werden, dass auch in der Schweiz noch längst nicht alle Unsicherheiten ausgeräumt sind. (Hier weise ich auf den Antrag auf ein nationales NIS-Forschungsprogramm in der Schweiz hin).

In der Zusammenschau der einzelnen Fachbereiche der UVE zeigt sich für die obigen Fachbereiche, dass die von den FachgutachterInnen zugrunde gelegten Bewertungsindices den Bewertungsfaktor „nicht umweltverträglich“ überhaupt nicht vorsehen. Dies widerspricht nach Auffassung der Bürgerinitiative St. Ulrich a. W. dem UVP-Gesetz und per se einem objektiven und wissenschaftlich-kritischen Bewertungsverfahren, dem ein Spektrum von eindeutig „positiv“ bis eindeutig „negativ“ inhärent ist. 

Das passt aber insgesamt zur methodisch höchst verbesserungswürdigen bzw. einseitigen Vorgehensweise der Gutachter, die grosso modo in höchstem Maße ernstzunehmende Gesundheitsrisiken und –gefährdungen zu relativieren bemüht sind. Dafür liest man im UVG unter 4.1.1. „Gesundheit und Wohlbefinden“, bzw. unter 4.1.1.1. „Optische Störungen“, dass „Stress keine Geisteskrankheit“ (Seite 21) darstellt. Dieser Punkt „Optische Störungen“ findet sich übrigens im Fachgutachten von Prof.Neuberger nicht an prominenter erster Stelle. Unter dem darauffolgenden Punkt 4.1.1.2. „Elektromagnetische Felder“ wird im Gegenzug mit keinem Wort auf tatsächliche „mögliche Gefahren“ niederfrequenter magnetischer Wechselfelder, wie sie international diskutiert und/oder klassifiziert werden, eingegangen (Stichwort: Leukämie, Hirntumor, Fehlgeburt, Lateralsklerose, siehe California Health Report 2002). 

In der UVE als auch im Gutachten von Prof.Neuberger et al. werden die Auswirkungen elektromagnetischer Felder und Strahlung auf die menschliche Gesundheit mit Hinweisen auf zahlreiche Studien natürlich schon diskutiert. Allerdings zitiert der Gutachter der UVE, Prof.Vutuc, nur wenig Literatur, die nach 2000 erschienen ist. Diesbezügliche Kommentare der Gutachter Prof.Neuberger, Dr.Guschlbauer und Dr.Moshammer entkräften diesen Vorwurf meines Erachtens nicht, da sie sich nur auf einen kleinen Bereich beziehen. Ob es sich dabei um eine bewusste Zurückhaltung handeln könnte, lässt sich zwar nicht behaupten, aber auch nicht von der Hand weisen nach Durchsicht der nachgereichten Unterlagen. Vutuc verweist z. B. in den Ergänzungen zum Fachbeitrag Mensch/Humanmedizin ad) 2.2.2. in seiner Literaturangabe auf Fews et al.: Increased exposure to pollutants aerosols under high voltage power-lines. Int. Journal of Radiation Biology 75 (1999), 1505-1521, sowie auf Ders.: Corona ions from powerlines and increased exposure to pollutant aerosols. Int. J. Radiat Biol 75 (1999), 1523-1531. Weiterhin Bezug nehmend auf die Ergänzungsbeilagen des Fachbeitrags Luft und Klima in der gegenständlichen UVE behauptet Vutuc schließlich: „Ergebnis dieser Untersuchungen ist, dass es bedingt durch das Vorhaben zu keiner erhöhten Deposition von Feinstäuben kommen kann.“ (Vutuc, Ergänzungen 8/9). Tatsächlich stellten Fews et al. einer anderen Fachpublikation zufolge aber sehr wohl eine Erhöhung  der Depositionsrate um die Faktoren 1,4 bis 2,9 fest, bei  aerosolen Radonzerfallsprodukten gar eine Erhöhung um den Faktor 20 (outdoor im Vergleich zu indoor). Als eine Folge dieser erhöhten Depositionsrate wird von Fews ein erhöhtes Hautkrebsrisiko angenommen. Ob ein monokausaler Zusammenhang hierbei herzustellen ist, wird vermutlich nur schwer zu beweisen sein. Aber dass es zu einer auslösenden Reaktion oder Promotion bei einer entsprechenden Disposition von Menschen kommen könnte, wäre in jedem Falle denkbar. Dass die Forschungstätigkeit von Fews et al. sehr wohl international anerkannt wird - sie wird z. B. in dem viel beachteten California Health Department Report, 2002, berücksichtigt -, soll im Widerspruch auch zu Prof.Neuberger deutlich vermerkt werden. 

Dass Vutuc und teilweise auch das Gutachterteam des UVG auch in anderen Zusammenhängen bzw. in Bezug auf andere mögliche Krankheiten wie Lungenkrebs, Atemwegserkrankungen, Depressionen etc., die lt. Literatur durch unterschiedliche Faktoren im Umfeld von bis zu 400 m von und durch 380-kV-Leitungen entstehen können, einschlägige aktuelle Forschungsliteratur in ihren Gutachten nicht auswerten oder gar nicht verzeichnen (z. B. Preece), wird von der Bürgerinitiative nachhaltig beanstandet. Man fragt sich, ob die Gutachter hier bewusst (unerwünschte?) Referenzliteratur unterdrücken. Dies betrifft z. B. recente Publikationen von englischen, italienischen und amerikanischen Forscherteams, die teilweise auch in öffentlichen Medien diskutiert werden und daher leicht zugänglich sind. Völlig unberücksichtigt bleiben weiterhin Hinweise auf mögliche Auswirkungen von NIS auf den Zellstoffwechsel oder die DNA, wie sie z. B. erst kürzlich in Tierversuchen an der University of Washington, Departement of Bioengeneering, nachgewiesen wurden. Vutuc bemerkt in diesem Kontext hingegen, dass „entsprechende Ergebnisse von in vitro und in vivo Untersuchungen“ (43) noch notwendig seien. Hier verweise ich auf die Publikation von Henry Lai, Magnetic Field Induced DAN Strand Breaks in Brain Cells of the Rat (online 26.1.2001). Selbst wenn sie, die Gutachter, diese angesprochene, 2004 erschienene Publikation tatsächlich nicht kennen sollten, müssten Vutuc wie auch Neuberger et al. als Experten internationale Forschungstendenzen insoweit einschätzen können, dass sie in diesem Kontext im Sinne der betroffenen Bevölkerung argumentieren und auf das Vorsorgeprinzip pochen. 

Nicht beantwortet wurden die Problemfelder Kumulation und Potenzierung gesundheitlicher Beeinträchtigungen aufgrund hoch- und niederfrequenter Felder, die von der BI mehrfach angesprochen wurden. Unsere Frage bezog sich nicht auf mögliche Interferenzen, sondern auf die gleichzeitige Einwirkung hoch- und niederfrequenter Felder, auch unabhängig davon, ob Mobilfunkantennen auf Hochspannungsmasten montiert werden. 

Vor allem für Gebiete mit hoher Feinstaubbelastung, aber auch für andere Bereiche könnten in Zukunft Forschungen über Nanopartikel im Umfeld von 380-KV-Leitungen weiteres Gefahrenpotential für betroffene Bevölkerungsgruppen zu Tage fördern. Diese Hypothese wurde bereits an der Universität Bristol von einer Forschergruppe nachdrücklich formuliert. Im UVG heißt es dazu allerdings lediglich, dass „die Überlegungen von Henshaw überholt seien“. Dazu nur zwei Anmerkungen: Henshaw wird als Mitverfasser des auch schon zitierten California Health Report 2002 genannt. Dieser Bericht wird vom Umweltmediziner beim Amt der Salzburger Landesregierung Dr.Gerd Oberfeld als „derzeit weltweit beste, modernste und aktuellste Risikoabschätzung zu niederfrequenten magnetischen Wechselfeldern und Gesundheit“ erachtet. Aber was für die Welt und Salzburg gilt, trifft für die Steiermark offenbar nicht zu. Weiterhin zitiere ich aus den Documents of the NRPB, Vol. 15,1 (2004): „Recommendations for further research“: experimental study of the charge and size distributions of airborne particles upwind and downwind of powerlines – the technique recently developed  by Fews et al. may be of value in such a study”. Alan Preece bestätigte mir am 5.April 2004: „The NRPB (National radiological Protection Board) [...] accepts now that power-lines are public hazard for those living nearby”. Diese Feststellung wurde nicht in den Ergänzungen zur UVE und nicht im UVG erwähnt. Überflüssig darauf hinzuweisen, dass die Gutachter der UVE und für das UVG für dieses Teilgebiet das  Vorsorgeprinzip völlig ausblenden, da sie ja die entsprechenden Forschungsarbeiten nicht diskutieren. 

Die Einwendungen der BI wenden sich weiterhin gegen die gezogenen Schlussfolgerungen bzw. die Bewertung der Untersuchungsergebnisse, dass die 380-kV-Leitung den Bereich Humanmedizin betreffend als „umweltverträglich“ einzustufen sei. Besonders zynisch erweist sich diese Bewertung im Zusammenhang mit der vom Gutachter selbst zitierten Literatur, die als Ergebnis internationaler Studien ein eindeutig erhöhtes Leukämierisiko bei Kindern im Nahbereich von 380-kV-Leitungen  feststellt. Doch auch diese Erkenntnisse veranlassen Vutuc nicht dazu, im Sinne der Vorsorge zu argumentieren. Im Gegenteil: Er verharmlost diese Ergebnisse in unzumutbarer Weise durch die Vokabel  „lediglich“ (Fachbereich N – Mensch/Humanmedizin, 98/109). D. h., dass auch durch internationale Studien vorgelegte, eindeutige Klassifizierungen auf ein erhöhtes Krebsrisiko für Kinder nicht ausreichend sind, um das eingereichte Projekt, von dem bis zu 60.000 Menschen direkt betroffen sind, zu überdenken. Diese Form der Interpretation und Relativierung von wissenschaftlichen Forschungsergebnissen, die offenbar nur dazu dienen soll, der Intention des Auftraggebers und Projektwerbers zu entsprechen, weist die BI auf das Schärfste zurück. Generell vermisst die BI bei den medizinischen Fachgutachtern eine dem (Wohle des) Menschen verpflichtete, verantwortungsvolle Grundeinstellung!

Das muss verwundern, vor allem im Falle von Dr.Hanns Moshammer, der nicht nur als  Mitarbeiter von  Prof.Neuberger im UVG angeführt wird, sondern bei anderer Gelegenheit in einem Text der „ÄrztInnen für eine gesunde Umwelt“ sich in einem völlig anderen Sinne zu Wort meldet: „Nachdem es am Markt längst wirtschaftlich tragbare Möglichkeiten zur Reduktion der Strahlenexposition sowohl bei Nieder- als auch bei Hochfrequenz gibt, sind wir alle aufgerufen, uns dafür einzusetzen, dass deren Anwendung auch international gesetzlich vorgeschrieben wird, zu unserem Schutz, insbesondere zum Schutz der Gesundheit unserer Kinder!“ (Hans-Peter Hutter, Hanns Moshammer und Peter Wallner) Diese Umsicht, die Moshammer im Umfeld der ÄrztInnen für Umwelt walten lässt, fehlt der BI St.Ulrich in der UVE und im zusammenfassenden UVG. Nicht nur deshalb wird das UVG im Fachbereich Humanmedizin als unvollständig zurückgewiesen. Für den Fachbereich Humanmedizin kann es keine zusammenfassende Beantwortung der Bürgereinwände geben, da jeder einzelne Fall eine je individuelle, spezifische Situation zur Voraussetzung hat (Entfernung von der Leitung, individuelle gesundheitliche Disposition, genetische Vorbelastung, etc.). 

Außerdem beantragen wir die vollständige Bearbeitung aller bereits erfolgten Einwände der BI, der Gemeinden und BürgerInnen. Im übrigen schließen wir uns der Stellungnahme von Herrn Prof.Dr.Rainer Frentzel-Beyme an. 

(Dr.Petra Ernst-Kühr)

190:     Stellungnahme des Vertreters der Verbund/APG 

bezüglich der Anfrage von Dipl.-Ing. Weißmann hinsichtlich der im Netzbereich Süd installierten thermischen Kraftwerksleistungen: (Engpassleistung)

Derzeit werden im Netzbereich Süd nachstehende thermische Kraftwerke betrieben:

Voitsberg 3


330 MW

Mellach


246 MW

Neudorf-Werndorf 2

175 MW

Außer Betrieb bzw. stillgelegt:

Puchstraße (FHKW)

  50 MW

Pernegg


110 MW

Zeltweg


137 MW

St. Andrä


125 MW

Neudorf-Werndorf 1

130 MW

Dipl.-Ing. Wanz eh
